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DIE BUNDESSPARTE INDUSTRIE
Die Bundessparte Industrie vertritt mit ihren 16 Fachverbänden die Interessen von mehr als 5.000 Mitgliedern 
in Österreich. Sie ist im Rahmen der Wirtschaftskammer-Organisation nicht nur für eine aktive Mitgestal-
tung der österreichischen Industriepolitik zuständig, sondern auch für die Koordination und die inhaltliche 
Artikulierung aller industrierelevanten Interessen, vor allem in der Kollektivvertragspolitik, im Umwelt- und 
Energiebereich, in der Forschungs- und Technologiepolitik sowie in der Infrastrukturentwicklung. 

Die schwerpunktmäßig der Industrie zugeordneten Mitgliedsunternehmen erwirtschaften einen Produkti-
onswert von mehr als 220 Mrd. Euro und tragen mit mehr als 50 Mrd. Euro einen wesentlichen Anteil zur 
österreichischen Bruttowertschöpfung bei. Die Industrieunternehmen Österreichs beschäftigen mehr als 
450.000 Mitarbeiter, investieren rund 12 Mrd. Euro und sind mit einer Exportquote von 66 % stark inter-
national vernetzt. Als Netzwerkakteure, Investoren, Stabilitätsanker, Arbeitgeber und Wachstumstreiber 
setzen sie Impulse für Innovation, Wertschöpfung und regionale Entwicklung:

	X 22 % der Wertschöpfung bzw. 27 % der Bruttoinvestitionen der Gewerblichen Wirtschaft kommt aus 
den heimischen Industrieunternehmen.

	X Rund vier von zehn Euro an Produktionswert der Gewerblichen Wirtschaft stammen aus den 
Unternehmen der Industrie.

	X Die Industrie besteht nicht nur aus Großunternehmen: 87 % der Industrieunternehmen sind kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU).

	X Industrieunternehmen geben im Jahr mehr als 6 Mrd. Euro für F&E aus. Rund 35.000 F&E-Beschäftigte 
sichern den Innovationsvorsprung und die technologische Entwicklung.

	X Die Industrie ist mit 62 % der gesamten F&E-Ausgaben und 57 % der F&E-Beschäftigten das Zugpferd 
der Forschung in der Gewerblichen Wirtschaft.

	X Die Industrie ist mit einer Exportintensität von 66 % stark international ausgerichtet und trägt 
maßgeblich zur globalen Wettbewerbsfähigkeit Österreichs bei.

Bedeutung der Industrie in der Gewerblichen Wirtschaft

Anmerkung: Mit Ausnahme der Exportquote und der KMU-Intensität beziehen sich die Anteilswerte auf die Gewerbliche Wirtschaft. 
Exportquote = Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz. Die F&E-Anteilsberechnung findet ohne sonstige nicht der Wirt-
schaftskammer angehörende Einheiten statt.
Quelle: Statistik Austria, Sonderauswertungen der Leistungs- und Strukturerhebung (Referenzjahr: 2023) bzw. Konjunkturerhebung 
(R.: 2024) bzw. F&E-Vollerhebung (R.: 2023) in der Kammersystematik
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Inflationsgetriebene Lohnerhöhungen bei schwacher Produktivitätsent-
wicklung haben die Lohnstückkosten der österreichischen Industrie in den 
letzten Jahren deutlich erhöht und ihre Konkurrenzfähigkeit geschwächt. 
2025 erfolgte ein wichtiger Gegenschritt.

Erfreulicherweise ist es im Jahr 2025 erstmals gelungen, bei den richtungswei-
senden Kollektivvertragsverhandlungen für die Metallindustrie die Lohnerhöhung 
von der Inflationsentwicklung zu entkoppeln. Dies wurde langfristig vorbereitet, 
indem bereits in den Verhandlungsrunden im Frühjahr durch Maximalbeträge 
und Öffnungsklauseln Abschlüsse unter der Inflationsrate getätigt wurden. 
Die Verhandlungen waren getragen von einem positiven Klima, geprägt von 

beiderseitiger Sorge um die industrielle Tätigkeit am Standort Österreich. Um die Konkurrenzfähigkeit der 
Industrie rasch und spürbar zu stärken ist nun eine Reduktion der Lohnnebenkosten der Dienstgeber 
auf das Niveau der Haupthandelspartner dringend erforderlich – wofür sich die österreichische Industrie 
weiterhin vehement einsetzen wird.

Die aktuelle EU-Kommission und auch die österreichische Bundesregie-
rung finden zwar freundliche Worte zur Bedeutung der Industrie, aber die 
Entschlossenheit zur Verbesserung der industriellen Standortbedingungen 
fehlt. Politische Untätigkeit führt aber geradewegs zur wirtschaftlichen – und 
politischen – Marginalisierung Europas.

Die anhaltend schwache Investitionstätigkeit der Industrie ist ein Abbild einer weit 
verbreiteten Unzufriedenheit mit den Rahmenbedingungen für industrielle 
Tätigkeit in Europa. Der Innovationsrückstand zur Weltspitze vergrößert sich, 
während gleichzeitig die Kosten für Arbeit und Energie explodieren. Zudem gerät 
unternehmerisches Streben allzu rasch ins dichte Netz einer alles erstickenden 
Bürokratie.

Erste, wenn auch viel zu zaghafte Bewegung gibt es im wichtigen Bereich der Entbürokratisierung, auf 
europäischer wie auch nationaler Ebene. Manche Erfolge konnten erzielt werden, aber: In der Praxis steht 
das Ziel der Entbürokratisierung in einem ständigen Ringen mit anderen Zielsetzungen, sodass jeder Schritt 
in die richtige Richtung sogleich durch neue Regulatorien konterkariert wird. Die Entbürokratisierung ist 
vielleicht am Papier angekommen, aber nicht im Denken von Politik und Verwaltung.

Im Bereich der Arbeits- und Energiekosten werden für viele Unternehmen überlebenswichtige Korrek-
turen der steuerlichen Überbelastung  nicht vorgenommen, da die Bereitschaft der öffentlichen Hand zu 
einschneidenden Maßnahmen im Bereich der Staatsaufgaben und in der Folge der Staatsausgaben fehlt.  
Durch das – politisch selbstverschuldete – Diktat der leeren Taschen bleiben notwendige Weichenstellun-
gen aus. Das dahintümpelnde Wirtschaftswachstum mit steigenden Arbeitslosenraten ist eine logische 
Folge, und eine Abwärtsspirale ist vorgezeichnet.

Das Schlingern der Politik zwischen verschiedenen Zielen, oft auch die mangelnde Paxistauglichkeit gut 
gemeinter Initiativen, machen eine konsequente und sachbezogene Vertretung der Interessen der 
Industrie sowohl auf europäischer als auch auf nationaler Ebene erforderlich. Nur so können Anstöße 
gegeben, Zielsetzungen in Erinnerung gerufen und Argumente wirkungsvoll vorgebracht werden. Der vor-
liegende Tätigkeitsbereicht zeigt, dass dies bei weitem nicht immer zum Erfolg führt, aber doch bei einer 
Fülle an Themen zumindest eine Berücksichtigung der Industrie erreicht werden konnte.

INTERESSEN DER INDUSTRIE

Sigi Menz
Obmann

Andreas Mörk
Geschäftsführer

EIN LICHTBLICK

VORWORTE
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Bei den Kollektivvertragsverhandlungen im Herbst 2025 konnte vom FMTI gleich in der ersten 
Verhandlungsrunde eine vernünftige und wichtige Einigung mit Signalwirkung für den Industrie
standort Österreich erzielt werden, die von den anderen Fachverbänden der Metallindustrie inhaltlich 
übernommen wurde. 

Der KV-Abschluss sieht ab November 2025 eine Erhöhung der IST-Löhne und -Gehälter um 1,41 % vor, die 
KV-Tabelle steigt in der Grundstufe um 2 %, die Vorrückungswerte bleiben unverändert; Lehrlingseinkom-
men und kollektivvertragliche Zulagen steigen um 2 %. Aufwandentschädigungen und Diäten werden nicht 
erhöht. Wer am 31.Oktober 2025 beschäftigt war und dies am 30. November 2025 sowie am 30. Juni 2026 
noch ist, erhält jeweils eine Einmalprämie in Höhe von 500 Euro mit der Dezemberabrechnung 2025 bzw. 
der Juliabrechnung 2026 zur Sicherung der persönlichen Kaufkraft. Die Kaufkraftprämie kann für jeweils 
250 Euro in einen freien Tag gewandelt werden. Für Lehrlinge sowie Teilzeitbeschäftigte gelten für die 
Einmalzahlung eigene Regelungen.

Ab dem 1. November 2026 gilt: Die IST-Löhne und -Gehälter steigen um 1,9 %, die KV-Tabelle steigt in der 
Grundstufe um 2,1 %, die Vorrückungswerte bleiben neuerlich unverändert; Lehrlingseinkommen und 
kollektivvertragliche Zulagen steigen um 2,1 %, ebenso die Reisediäten.

Für den Abschluss ab 1. November 2026 ist es erstmals gelungen eine Lohnerhöhung von der Infla-
tionsentwicklung zu entkoppeln und eine Ist-Erhöhung von unter 2 % zu fixieren. Ziel war, mit diesem 
moderaten 2-Jahresabschluss einen Teil der Wettbewerbsfähigkeit wiederzuerlangen und gleichzeitig 
mit einer Einmalzahlung einen gesicherten Einkommenszuwachs bei den Beschäftigten zu garantieren.

Kaufkraftsicherungsprämie als Mitarbeiterprämie

Die Bundessparte Industrie hat sich gemeinsam mit der Abteilung für Steuer- und Finanzpolitik beim BMF 
dafür eingesetzt, dass die beim KV-Abschluss der Metallindustrie vereinbarte Kaufkraftsicherungsprämie 
steuerfrei als Mitarbeiterprämie ausbezahlt werden kann. Die Antwort des BMF im Detail: 

„Erhalten Arbeitnehmer neben der prozentuellen Erhöhung der Ist- und Mindestlöhne auch die Bezahlung 
einer sogenannten Kaufkraftsicherungsprämie als Einmalprämie mit der Dezember-Abrechnung 2025, 
kann die Einmalprämie bei Vorliegen der übrigen gesetzlichen Voraussetzungen in § 124b Z 478 EStG 
1988 steuerfrei ausbezahlt werden. Eine wesentliche Voraussetzung ist, dass es sich dabei um eine zu-
sätzliche Zahlung handelt, die üblicherweise bisher nicht gewährt wurde. (...) Wenn die Auszahlung – wie 
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in der Anfrage ausgeführt – in einem Monat z.B. Dezember 2025 erfolgt, dann ist von einer zusätzlichen 
Zahlung bzw. einer steuerfreien Mitarbeiterprämie auszugehen. Wird die für Juli 2026 vorgesehene Prämie 
ebenfalls bereits im Dezember 2025 ausbezahlt (§ 19 EStG 1988) und es liegt im Kalenderjahr 2025 somit 
eine Einmalzahlung vor, dann ist bei Vorliegen der übrigen gesetzlichen Voraussetzungen unter Berück-
sichtigung des Maximalbetrages von einer steuerfreien Mitarbeiterprämie auszugehen.“

Bezüglich der Behandlung der Kaufkraftsicherungsprämie im Sozialversicherungsrecht hat die ÖGK auf 
Anfrage der Bundessparte Industrie geantwortet, dass diese begünstigt als Sonderzahlung (und nicht als 
laufender Bezug) abgerechnet werden kann. Siehe dazu ausführlich die Antwort der ÖGK: 
https://www.gesundheitskasse.at/cdscontent/?contentid=10007.908201&portal=oegkdgportal

Aufbereitung der Datengrundlagen für die KV-Verhandlungen

Die Bundessparte Industrie lässt jährlich für alle 16 Fachverbände der BSI, ausgenommen für den Fach-
verband der Elektro- und Elektronikindustrie, die aktuellen Löhne und Gehälter bei allen Unternehmen aller 
Industrie-Fachverbände abfragen, detailliert nach Höhe der Überzahlungen von 0-5 %, 5-15 % und über 
15 %. Diese Daten bilden die Grundlage für die KV-Verhandlungen, um auf die zweite Nachkommastelle 
berechnen zu können, wie sich Einmalzahlungen, Mindestbeträge, Deckungsobergrenzen sowie gestaffelte 
Lohn- und Gehaltsabschlüsse auf die Lohn- und Gehaltssumme einer Branche auswirken. Dafür werden 
auch spezielle Software-Tools zur Berechnung der Kosten von KV-Abschlüssen für die Fachverbände zur 
Verfügung gestellt und jährlich adaptiert. Daneben werden die geleisteten Überstunden in einem bestimm-
ten Leistungszeitraum erhoben sowie abgefragt, inwieweit bestimmte Zulagen, wie z.B. Schichtzulagen, 
innerbetrieblich überzahlt werden. Der Erhebungsgrad der Lohn- und Gehaltsstatistik liegt bei weit über 50 % 
aller Industriebeschäftigten, wodurch ein sehr hoher statistischer Erhebungsgrad gegeben ist. Mitgliedsun-
ternehmen, die an der Lohn- und Gehaltserhebung mitmachen, erhalten im Gegenzug eine anonymisierte 
Auswertung ihrer Branche, um für sich feststellen zu können, in welchem Bereich der Überzahlungen 
sie liegen. Damit profitiert einerseits die Branche von der Datenerhebung der Lohn- und Gehaltsstatistik, 
gleichzeitig aber auch jeder einzelne Teilnehmer.

Diese Datengrundlage mit Echtdaten von Löhnen und Gehältern in der Industrie ist in Österreich einzigartig. 
Keine andere Sparte innerhalb der WKÖ, kein Wirtschaftsinstitut in Österreich verfügt über einen derartigen 
„Datenschatz“ in Form jahrzehntelanger Datenreihen.

Faktenbasierte Grundlagen für politische Forderungen 

Die Bundessparte Industrie bereitet inhaltlich für politische Prozesse, wie z.B. für die In-
dustriestrategie oder für das Regierungsprogramm, wichtige sozial- und steuerpolitische 
Forderungen auf und stellt das dafür notwendige Zahlenmaterial für die politischen Pro-
zesse zu Verfügung. Ein zentrales Problem für österreichische Industrieunternehmen ist 
die Entwicklung der Lohnstückkosten. Um dem Trend der gestiegenen Lohnstückkosten 
gegensteuern zu können, braucht es sofort eine deutliche und spürbare Senkung der Lohn-
nebenkosten. Österreich hat die vierthöchste Belastung des Faktors Arbeit in der OECD, 
eine Senkung der Lohnnebenkosten ist daher im internationalen Ländervergleich ein 
längst überfälliger Schritt. Ziel muss es sein, die AG-Lohnnebenkosten auf das deutsche 
Niveau zu senken. Durch eine ersatzlose Streichung des arbeitgeberfinanzierten FLAF 
(= 3,7 %), einer 1 %igen Senkung des AlV-Beitrages und mit geringfügigen Senkungen in 
anderen Bereichen (z.B. paritätische Finanzierung der Pensionsversicherung wie in DE) 
wäre eine 5 %ige Absenkung auf deutsches Niveau realistisch und erreichbar.
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Arbeitsrechtpaket 2025 – geplante Änderungen

Im Regierungsprogramm sind einige arbeitsrechtliche Änderungen vorgesehen, die unter Einbindung 
der Sozialpartner verhandelt werden. Die Arbeitgeber-Abteilung der Bundessparte Industrie hat sich im 
Rahmen der hausinternen politischen Vorbegutachtungen dazu immer wieder eingebracht, insbesondere 
um wichtige Deregulierungsmaßnahmen durchzusetzen oder Verschärfungen im Rahmen von Strafen 
oder Haftungen für Industriebetriebe zu vermeiden. Konkret geht es bei den seit Herbst 2025 laufenden 
Verhandlungen beim Sozialministerium um folgende arbeitsrechtliche Materiengesetze: 

Änderungen im Arbeitsruhegesetz (ARG): Der EuGH entschied (EuGH, 2.2.2023, Rs. C-477/21), dass 
die tägliche Ruhezeit der wöchentlichen Ruhezeit vorausgeht und Arbeitnehmer daher zusätzlich zur 
wöchentlichen Ruhezeit auch Anspruch auf eine tägliche Ruhezeit haben. Das Sozialministerium prüfte 
die EuGH-Entscheidung hinsichtlich ihrer Auswirkungen für Österreich und vertritt – wie auch die Ar-
beitsrechtslehre – die Rechtsmeinung, dass die österreichische Regelung die EU-Vorgabe bereits erfüllt. 
Die österreichische Rechtsmeinung wurde in weiterer Folge auch der EU-Kommission mitgeteilt, die die 
österreichische Rechtsmeinung akzeptiert hat, aber eine Klarstellung im nationalen Recht verlangt. Diese 
Klarstellung wird jetzt zwischen den Sozialpartnern und dem Ministerium verhandelt.

Änderungen im Arbeitsvertragsrechtsanpassungsgesetz (AVRAG): Mit BGBl I 2024/11 wurde die 
Transparenz-RL umgesetzt. Der dabei neu geschaffene § 11b AVRAG sieht vor, dass bestimmte Ausbil-
dungskosten iwS vom Arbeitgeber zu tragen sind, wenn die Ausbildung für die Ausübung der Arbeitsleistung 
Voraussetzung ist. Diese Regelung geht teilweise über die Vorgaben der EU-Richtlinie hinaus, die lediglich 
eine Kostenübernahme bei Pflichtfortbildungen vorschreibt. Derzeit wird eine (teilweise) Rückführung und 
Änderung dieser Regelung verhandelt. 

Änderungen im Arbeitskräfteüberlassungsgesetz (AÜG): Gemäß § 14 Abs. 3 AÜG entfällt die Haf-
tung des Beschäftigers als Bürge, wenn es einen Anspruch auf Insolvenzentgelt nach dem Insolvenz-
Entgeltsicherungsgesetz (IESG) gibt. In der Praxis kam es jedoch zu einzelnen Missbrauchsfällen durch 
ein Zusammenwirken zwischen Beschäftiger- und Überlasserbetrieb. Diese Missbrauchsfälle sollen nun 
ausgeschlossen werden.

Änderungen im Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG): Im Regierungsprogramm 
ist festgehalten, dass gegen Kontrollvereitelung und eklatante Unterentlohnung wirkungsvolle Sanktionen 
eingeführt werden sollen. Die Bundessparte Industrie hat sich in diesem Zusammenhang klar gegen Ände-
rungen bei den Strafhöhen ausgesprochen, die auf die Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer abstellen. 
Als Deregulierungsmaßnahmen sind Vereinfachungen bei Auslandsdienstreisen in Zusammenhang mit 
dem sozialversicherungsrechtlichen A1-Formular geplant (Ausnahmen für kurze Dienstreisen) und eine 
Vereinheitlichung beim ZK03-Formular (Meldung einer Entsendung nach Österreich) sowie beim ZKO4-
Formular (Meldung einer Überlassung nach Österreich).

Umsetzung der Lohntransparenz-Richtlinie 

Die Lohntransparenzrichtlinie verfolgt das Ziel, Arbeitnehmer:innen in die Lage zu versetzen, ihr Recht auf 
gleiches Entgelt für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit mithilfe einer Reihe verbindli-
cher Maßnahmen durchzusetzen. Die Richtlinie verpflichtet Unternehmen insbesondere zu Gehaltsangaben 
in Stellenausschreibungen, Auskunftspflichten gegenüber Mitarbeiter:innen und Stellenbewerber:innen, 
regelmäßigen Berichtspflichten und der Leistung von Schadenersatz im Falle einer Diskriminierung. Ein 
zentraler Punkt der Richtlinie bezieht sich auf das Vergütungssystem, das Kriterien wie Kompetenzen, 
Belastungen, Verantwortung, Arbeitsbedingungen und gegebenenfalls weitere Faktoren abbilden muss. 
Diese Kriterien müssen laut Richtlinie mit den Arbeitnehmervertretern vereinbart sein. 

ARBEIT & SOZIALES



8 Tätigkeitsbericht 2025

Im nationalen Umsetzungsprozess ist die Bundessparte eng eingebunden und bei den Sozialpartnerge-
sprächen im Sozialministerium, die seit dem Frühjahr 2024 stattfinden, vertreten. Nach harten, mehr als 
einjährigen Verhandlungen konnten die Arbeitgebervertreter:innen nun einen großen Erfolg erzielen. Sowohl 
das BMASGPK als auch die Arbeitnehmervertreter:innen vertraten die Ansicht, dass die Vereinbarung von 
Kriterien in Vergütungssystemen einzig und allein durch eine erzwingbare Betriebsvereinbarung erfolgen 
kann. Nach Ansicht der BSI bestehen in Österreich bereits Vergütungssysteme in Form der Kollektivverträge, 
die die von der Richtlinie geforderten Kriterien abbilden. Die unnachgiebige, konsequente Beibehaltung 
dieser Argumentationslinie hat nun dazu geführt, dass der Tatbestand einer erzwingbaren Betriebsver-
einbarung im Zusammenhang mit dem Vergütungssystem gestrichen wurde. 

Mit einem Begutachtungsentwurf ist lt. BMASGPK im 1. Quartal 2026 zu rechnen. Weiterhin sprechen wir 
uns vehement gegen den auf Unternehmen zukommenden Bürokratie-Tsunami aus und weisen regelmäßig 
auf den im Regierungsprogramm festgeschriebenen Bürokratieabbau hin. Weitere Forderungen der BSI: 

	X Gemeinsam mit anderen Ländern, insbesondere Deutschland, versuchen, die Umsetzungsfrist auf ein 
bis zwei Jahre hinauszuschieben

	X Tarifvertragsprivileg langfristig forcieren
	X Kein zusätzliches Strafregime neben Schadenersatzsystematik
	X Kein Gold Plating
	X Keine Ausweitung der Mitwirkungsrechte der Betriebsräte
	X Keine verpflichtenden analytischen Arbeitsplatzbewertungen

Arbeitnehmerschutz – Hitzeschutzverordnung für Arbeiten im Freien 

In Umsetzung des Regierungsprogramms regelt die Hitzeschutzverordnung Arbeiten, die im Freien verrich-
tet werden und bei denen Arbeitnehmer:innen Hitze oder natürlicher UV-Strahlung ausgesetzt sind oder 
ausgesetzt sein können. Arbeiten im Freien, die von kurzer Dauer sind, werden vom Geltungsbereich der 
Verordnung ausgenommen. 

Im Zentrum des Verordnungsentwurfes steht die Verpflichtung zur Gefährdungsbeurteilung. Dabei 
sollen unter anderem Hitze, UV-Strahlung, Arbeitsintensität sowie die Dauer der Belastungen bewertet 
werden. Basierend auf dieser Beurteilung sind geeignete Schutzmaßnahmen, wie z.B. Verlagerung der 
Arbeitszeit, technische Maßnahmen wie Beschattung oder Kühlung, organisatorische Maßnahmen wie 
UV-Schutzkleidung, Sonnencreme oder ausreichende Flüssigkeitszufuhr vorgesehen. Die Verpflichtung für 
Schutzmaßnahmen zu sorgen besteht, sobald eine Hitzewarnung ab Stufe 2 (Vorsicht, gelb; Schwellenwert 
von 30°C gefühlte Temperatur) durch die GeoSphere Austria erfolgt. Die tagesaktuellen Hitzewarnungen 
sowie die Vorhersage für die folgenden vier Tage sind auf der Website der GeoSphere Austria unter  
https://warnungen.zamg.at/ abzurufen. Die Ausgabe der Warnungen erfolgt auf Bezirksebene und ist 
durch Anklicken auf der Österreich-Landkarte sichtbar.

Weiters verpflichtet die Verordnung Arbeitgeber:innen, ihre Beschäftigten regelmäßig über Risiken durch 
Hitze und UV-Strahlung sowie über Schutzmaßnahmen zu informieren. Nach langen und kontroversiellen 
Diskussionen zwischen den betroffenen Branchen und dem Sozialministerium wurde die neue Hitzeschutz-
verordnung am 29. Dezember 2025 im Bundesgesetzblatt verlautbart (Hitze-VO, BGBl. II 325/2025), sie ist 
mit 1. Jänner 2026 in Kraft getreten.

Die Sparte Industrie hat sich im Entstehungsprozess und im Zuge der Begutachtung intensiv eingebracht 
und auf zahlreiche offene Fragen und Probleme in der praktischen Umsetzung hingewiesen. Der Forderung 
der BSI, den Grundsatz „Beraten vor Strafen“ in der Verordnung zu verankern, kam das Sozialministerium 
letztendlich nicht nach, doch wurde der Grundsatz in die Erläuterungen zur Verordnung aufgenommen. 
Moniert wurde seitens der Industrie auch, dass die Hitzeschutzverordnung für Unternehmen wieder einmal 
zusätzlichen Bürokratieaufwand mit sich bringen wird und damit eindeutig dem im Regierungsprogramm 
postulierten Bürokratieabbau widerspricht.

ARBEIT & SOZIALES



9Bundessparte Industrie

Gleichbehandlungskommission

Die Gleichbehandlungskommission für die Privatwirtschaft ist im Bundeskanzleramt eingerichtet und 
besteht aus drei Senaten. In diesen Senaten werden Expert:innen der Interessenvertretungen und Bundes-
ministerien entsendet. Senat I ist für die Gleichbehandlung von Frauen und Männern in der Arbeitswelt aber 
auch für Mehrfachdiskriminierungen im Zusammenhang mit dem Geschlecht zuständig. Diskriminierungen, 
die die ethnische Zugehörigkeit, die Religion oder Weltanschauung, das Alter oder die sexuelle Orientierung 
in der Arbeitswelt betreffen, sind von Senat II zu verhandeln. Für die Gleichbehandlung ohne Unterschied 
des Geschlechts oder der ethnischen Zugehörigkeit in sonstigen Bereichen ist Senat III zuständig. Seit 
2018 ist Mag. Elisabeth Schmied als ordentliches Mitglied in Senat I nominiert. Mit der neuen Funktions-
periode 2024 wurde zusätzlich Mag. Harald Stelzer zum Ersatzmitglied für Senat I und Senat II bestellt.

Durch die Umsetzung der „Vereinbarkeitsrichtlinie“ (Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für 
Eltern und pflegende Angehörige) ins nationale Recht, wurde der Aufgabenbereich des Senat I erweitert. 
Naturgemäß führen diese neuen Diskriminierungstatbestände zu einem höheren Arbeitsaufwand und mehr 
Verhandlungsterminen im Senat I. Dennoch konnte die Verfahrensdauer aufgrund der effizienten Verhand-
lungsführung der Vorsitzenden und der kompetenten Organisation der Geschäftsführung im Vergleich zu 
den letzten Jahren verkürzt werden. Es ist zu erwarten, dass die Antragstellungen nach der Umsetzung 
der Lohntransparenz-Richtlinie noch weiter steigen werden, weshalb seitens des Sozialministeriums 
vorgesehen ist, die Gleichbehandlungskommission mit den für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 
personellen und finanziellen Mitteln auszustatten.

Ceemet-Mitgliedschaft

Durch die Mitgliedschaft beim europäischen Arbeitgeber-Industrieverband CEEMET ist die Bundessparte 
Industrie international bestens vernetzt. Die BSI profitiert einerseits durch den regelmäßigen Informati-
onsaustausch zwischen den verschiedenen CEEMET-Mitgliedern und andererseits durch die Möglichkeit, 
sich in die europäische Gesetzgebung einbringen zu können. Ziel der Mitgliedschaft ist die Vertretung 
gemeinsamer Interessen, der Einfluss auf industrierelevante Europapolitik und die Stärkung des sozialen 
Dialogs. Dabei liegt der Fokus auf der Schaffung wettbewerbsfähiger Rahmenbedingungen, der Förderung 
des sozialen Dialogs sowie der gezielten Auseinandersetzung mit Themen, wie europäisches Arbeits- und 
Sozialrecht, Arbeitsmarktpolitik, Bildung, Digitalisierung und Nachhaltigkeit. In den einzelnen CEEMET-
Komitees werden die Entwicklungen auf europäischer Ebene, die die MET-Industrie betreffen, diskutiert 
und aufgearbeitet. Die BSI engagiert sich für eine stabile und verlässliche europäische Gesetzgebung. 

Gesetzesnovelle zu Kündigungsfristen

Seit 1. Oktober 2021 gelten für Arbeiter:innen neue, an das Angestelltengesetz angeglichene Kündigungs-
fristen. Für Branchen mit überwiegenden Saisonbetrieben können jedoch per Kollektivvertrag abweichende 
– auch kürzere – Regelungen festgelegt werden. In der Industrie gelang dies nur in wenigen Bereichen 
(Bauindustrie, Glasindustrie, Stein- und Keramikindustrie).

Um in der Praxis aufgetretene, rechtliche Unsicherheiten zu beseitigen, wurde 2025 eine Gesetzesnovelle 
beschlossen: Nur Kollektivverträge, die zwischen 1. Jänner 2018 und 30. Juni 2025 entsprechende Re-
gelungen getroffen haben (29 insgesamt), bleiben von den allgemeinen gesetzlichen Kündigungsfristen 
ausgenommen. Die neue Rechtslage macht ältere Vereinbarungen ungültig und schreibt vor, dass die 
kollektivvertraglichen Kündigungsfristen mindestens eine Woche betragen müssen. Künftige Änderungen 
dürfen nur arbeitnehmerfreundlicher ausfallen. 

Auch für freie Dienstnehmer:innen werden nun gesetzliche Kündigungsfristen eingeführt: 4 Wochen in 
den ersten beiden Beschäftigungsjahren und 6 Wochen ab dem dritten Beschäftigungsjahr. Zudem kann 

ARBEIT & SOZIALES
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ein Probemonat vereinbart werden. Die Neuregelung gilt für bestehende Verträge nur, wenn keine eigenen 
Kündigungsvereinbarungen bestehen.

Regelmäßiger Austausch mit Fachverbänden und Landessparten

Die Bundessparte Industrie pflegt einen engen und regelmäßigen Dialog mit den Industriefachverbänden 
sowie den Landessparten, um eine abgestimmte und praxisnahe Interessenvertretung sicherzustellen. 
Ein zentrales Instrument dieses Austauschs sind die alle zwei Wochen stattfindenden sogenannten Früh-
sitzungen. Diese Sitzungen dienen als Plattform für die Besprechung und Diskussion aktueller kollektiv-
vertraglicher Fragestellungen sowie relevanter Entwicklungen im Arbeits- und Sozialrecht. Dabei werden 
sowohl gesetzliche Änderungen als auch praktische Auswirkungen auf die betriebliche Realität thematisiert.

Ergänzend zu den Frühsitzungen organisiert die Bundessparte Industrie seit dem Jahr 2016 regelmäßig 
sogenannte KV-Workshops. Diese Workshops erfreuen sich großer Beliebtheit und bieten Raum für einen 
vertieften Wissensaustausch zu kollektivvertraglichen Themen sowie zum gesamten Spektrum des Arbeits- 
und Sozialrechts. Ziel ist es, Fachverbände und Landessparten in ihrer täglichen Arbeit zu unterstützen, 
rechtliche Entwicklungen gemeinsam zu analysieren und praxisnahe Lösungen zu erarbeiten.

Industrielehre: Novellen industrierelevanter Ausbildungsordnungen 

AO Glas-Verfahrenstechnik: Die AO für den bisherigen Ausbildungsversuch Glasverfahrenstechnik mit 
den Schwerpunkten Flachglasveredelung und Hohlglasproduktion wurde auf Basis der routinemäßigen 
Evaluierung durch das BMWET überarbeitet und an die aktuellen Branchenerfordernisse angepasst. Die 
neue Ausbildungsordnung „Glas-Verfahrenstechnik“ trat mit 1. Juni 2025 in Kraft.

AO Labortechnik: Die Ausbildungsordnung des Modullehrberufs Labortechnik wurde auf Initiative des FV 
Chemische Industrie überarbeitet. Die Zahl der Hauptmodule wurde dabei von drei auf zwei (H1 „Chemie“; 
H2 „Biochemie und Biotechnologie“) zusammengeführt. Das bisherige H2 „Lack- und Anstrichmittel“ wurde 
in ein Spezialmodul umgewandelt (S1 „Farben und Lacke“). Die neue Ausbildungsordnung „Labortechnik“ 
trat mit 1. Juli 2025 in Kraft.

PO Prozesstechnik: Die Prüfungsordnung für den Lehrberuf Prozesstechnik wurde auf Initiative mehrerer 
Fachverbände der Industrie überarbeitet. Ziel der Überarbeitung war, dass die Lehrabschlussprüfung in-
haltlich flexibler gestaltet werden kann bzw. dass die Prüfarbeit besser auf alle diesen Beruf ausbildenden 
Branchen adaptiert werden kann. Die überarbeitete Prüfungsordnung „Prozesstechnik“ trat mit 1. Juli 
2025 in Kraft.

AV Backtechnologie: Die Ausbildungsordnung für den Ausbildungsversuch „Backtechnologie“ wurde bis 
31. Dezember 2027 verlängert.

AV Hochbau: Die Ausbildungsordnung für den Ausbildungsversuch „Hochbau“ wurde bis 31. Dezember 
2027 verlängert.

KV-Abschlüsse des Jahres 2025

Ein Überblick über die Kollektivvertragsabschlüsse des Jahres 2025 findet sich im Anhang des Tätigkeits-
berichts (ab Seite 26).

ARBEIT & SOZIALES
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ENERGIE & UMWELT

Im Rahmen der zahlreichen Omnibus-Gesetzespakete, die die EU dieses Jahr veröffentlicht hat, setzte 
sich die BSI tatkräftig dafür ein, dass tatsächliche Entbürokratisierung und eine sinnvolle Reduktion 
von Berichtspflichten Eingang in die jeweiligen EU-Gesetzgebungsprozesse finden. 

Bisher wurden acht Omnibusse veröffentlicht, besonders relevant für die Industrie sind dabei die folgenden:

Der Nachhaltigkeits-Omnibus I zielt neben der Vereinfachung des Lieferkettengesetzes („CSDDD“) und der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung („CSRD“) (nähere Informationen hierzu befinden sich im Teil „Recht und 
Infrastruktur“ des Tätigkeitsberichts) und des Carbon Border Adjustment Mechanism („CBAM“) (dieser wird 
in einem separaten, nachstehenden Abschnitt detailliert behandelt) auch auf die EU-Taxonomie ab. Hinsicht-
lich letzterer brachte die Europäische Kommission Änderungen der Taxonomie-Verordnung in Form eines 
delegierten Rechtsaktes ein, gegen den von Seiten des Rates der EU und des EU-Parlaments kein Einwand 
erhoben wurde. Somit ist der delegierte Rechtsakt formell angenommen und seit 1. Januar 2026 anzuwenden. 
Erfreulicherweise wurden die Grenzwerte für Unternehmen, die Nachhaltigkeitsberichtspflichten und somit 
auch die Taxonomie direkt betreffen, angehoben. Konkret wurden sie auf über 1000 Mitarbeitende und mehr 
als 450 Millionen Euro Jahresumsatz fixiert. Die BSI hat sich zum Omnibus I im Rahmen der WKÖ sowie 
ihrer EU-Dachverbände sehr stark eingebracht und die Argumente der österreichischen Industrie auch in der 
Positionierung des EU-Industrie-Arbeitgeberverbandes Ceemet verankert.

Beim Omnibus IV für Small Mid-Caps sind ebenfalls viele industrierelevante Rechtsakte inkludiert, etwa 
die Batterien-Verordnung, die F-Gase-Verordnung und die Ökodesign-Verordnung ESPR. Erreicht wurde hier 
bereits eine Verschiebung der Batterien-Verordnung um zwei Jahre auf 18. August 2027. Ebenfalls positiv 
ist zu vermerken, dass eine neue Größenkategorie über KMU hinaus („Small Mid-Caps“) eingeführt und von 
administrativen Pflichten befreit werden soll.

Auch der Chemie-Omnibus VI (CLP-Verordnung, Düngemittelverordnung, Kosmetikmittelverordnung) und 
der kürzlich veröffentlichte Umwelt-Omnibus VIII enthalten einige wichtige Vereinfachungsvorschläge. 
Zu letzterem leistete die BSI bereits wichtige Vorarbeit und organisierte gemeinsam mit der Abteilung EU-
Representation der WKÖ am 25. Juni 2025 eine Reise nach Brüssel, u.a. mit Terminen mit dem Kabinett der 
federführenden Kommissarin Jessika Roswall. Im Anschluss lieferten wir auf Bitte des Kabinetts konkrete 
Vorschläge für Vereinfachungen im Bereich Wasserrecht, Industrieemissionen, Naturschutz und Entwaldung, 
die sich auch in der finalen WKÖ-Stellungnahme niederschlugen. 

EU-OMNIBUS-PAKETE

Mag. Wolfgang Brenner
wolfgang.brenner@wko.at

Mag. Richard Guhsl
richard.guhsl@wko.at

Mag. Gerfried Habenicht
gerfried.habenicht@wko.at

Clemens Rosenmayr MSc, MSc, BSc
clemens.rosenmayr@wko.at 



12 Tätigkeitsbericht 2025

AWG: VfGH-Antrag gegen Bahnzwang

Der vor einem Jahr – koordiniert und unterstützt von der BSI – eingebrachte Antrag auf Gesetzesprüfung gegen 
die Verpflichtung, Abfall mit der Bahn zu befördern, wurde vom Verfassungsgerichtshof (VfGH) im Oktober 
2025 abgewiesen. Die angefochtene Bestimmung des Abfallwirtschaftsgesetzes (AWG) betrifft auch Sekun-
därrohstoffe wie Altmetall, Altholz und Altpapier. Unter den neun Antragstellerinnen waren daher namhafte 
Unternehmen aus der Papier-, Holz- und Metallindustrie, die – ganz im Sinne einer Kreislaufwirtschaft – Se-
kundärmaterial in der Produktion einsetzen und dabei durch die Bahnzwang-Bestimmung behindert werden.

Obwohl um ein Vielfaches teurer als der LKW, kann die Bahn nicht einmal annähernd die erforderlichen 
‚Just-in-time-Lieferungen‘ sicherstellen. Damit wird das österreichische Kreislaufwirtschaftssystem, das 
auf verlässliche und flexible Transportwege angewiesen ist, empfindlich gestört. Sekundärrohstoffe 
werden gegenüber Primärrohstoffen (für die der Bahnzwang nicht gilt) am Markt massiv benachteiligt, 
deren Recycling wird erschwert und behindert. Das vom Gesetzgeber postulierte Hauptziel, mit dem 
Bahnzwang einen wirksamen Beitrag zur Reduktion von Treibhausgas-Emissionen zu leisten, wird 
nicht erreicht. Selbst der im August veröffentlichte Evaluierungsbericht „Abfalltransporte auf der Schiene“ 
des Umweltministeriums weist keinerlei durch den Bahnzwang erzielte CO2-Einsparungen aus. Abgesehen 
von den negativen ökologischen und ökonomischen Auswirkungen bestanden aus unserer Sicht auch 
gravierende verfassungsrechtliche Bedenken gegen den verpflichtenden Bahntransport von Abfällen/
Sekundärrohstoffen. Das sah der VfGH in seinem Erkenntnis leider anders.

Unsere Anstrengungen, auf politischer Ebene eine Lösung für das Problem zu finden, laufen intensiviert 
weiter. 

Novelle zum AVG (Großverfahren)

Die Novelle zum Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG) betreffend vereinfachte Regelungen 
für sog. Großverfahren (nunmehr ab 50 voraussichtlich am Verfahren Beteiligten, statt wie bisher erst ab 
100 Beteiligten) wurde am 19. November 2025 im Nationalrat beschlossen und ist mit 1. Jänner 2026 in 
Kraft getreten. Diese Novelle bringt die von uns seit langem geforderte Reform zur Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren. Gegenüber dem Begutachtungsentwurf wurden viele unserer Vorschläge um-
gesetzt und – unserer Stellungnahme folgend – auch die Kundmachungsregelungen deutlich verbessert:

Für Großverfahren wird künftig die elektronische Kundmachungsplattform RIS für die digitale Ediktsveröf-
fentlichung verwendet werden. Die Kundmachungssperre während der Sommer- und Weihnachtsferienzeit 
ist im Zeitalter der digitalen Vernetzung nicht mehr erforderlich und wird ersatzlos gestrichen. Der Behörde 
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Carbon-Leakage Risiken endlich ernst nehmen

In Europa besteht das Risiko der Abwanderung industrieller Produktion in Länder mit 
schwächeren Klimaschutzanforderungen (carbon-leakage). Dieses Risiko ist in Ländern 
mit einem hohen Anteil an industrieller Wertschöpfung – wie Österreich – besonders 
ausgeprägt. Die Bundessparte Industrie setzt daher einen Schwerpunkt, um auf diese 
drohende Entwicklung hinzuweisen: In einer Anfang 2025 festgelegten Kommunikati-
onslinie wurden die zur Wiederherstellung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit und 
zum Abbau von Standortnachteilen innerhalb der EU zwingend notwendigen Entlastun-
gen eingefordert. Dies umfasst bei den Stromkosten den Stromkosten-Ausgleich (SAG) 
und den Industriestrompreis – und bei sonstigen Energieträgern die Budgetierung der 
Entlastungsmaßnahmen von der nationalen CO2-Steuer für 2026 und 2027. Dazu kommt 
die Forderung nach einer Reparatur des Klimazolls CBAM und die Fortführung der freien 
Zuteilung von Emissionszertifikaten. Teilerfolge konnten durch das – leider sehr restrik-
tive – SAG 2025 erreicht werden. Viele weitere Schritte sind aber notwendig. 
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wird die Möglichkeit eingeräumt, eine Frist für weiteres Parteienvorbringen zu setzen, mit der Folge, dass 
verspätetes Vorbringen im Verfahren nicht mehr zu berücksichtigen ist. Diese und zahlreiche andere positive 
Änderungen werden Betriebsanlagenverfahren zukünftig einfacher und schneller machen. 

EABG (Erneuerbaren Ausbau Beschleunigungsgesetz)

Anfang Oktober endete die Begutachtungsfrist für den Entwurf zum Erneuerbaren Ausbau Beschleunigungs-
gesetz (EABG). Zum ambitionierten Entwurf, der bereits eine Vielzahl an Regelungen zur Beschleunigung von 
Genehmigungsverfahren für Energiewendevorhaben – die großteils aus dem UVP-G übernommen wurden 
– enthält, hat die BSI eine umfassende Stellungnahme mit weiteren Beschleunigungs-, Vereinfachungs- 
und Erweiterungsvorschlägen eingebracht und wird sich für eine möglichst rasche Beschlussfassung des 
EABG einsetzen. Geplantes Inkrafttreten des Gesetzes ist der 1. Juli 2026.

Verfahrenseffizienz und -beschleunigung 

Wenn eine zunehmende Gesetzes-Komplexität auf angespannte Budgets der Gebietskörperschaften trifft, 
bedeutet dies nichts Gutes für die Behörden-Ressourcen bei der Abwicklung von Genehmigungsverfahren. 
Bei der Strategieklausur der Länderindustriesparten in Mauerbach im Mai 2025 wurde daher das BSI-Papier 
„5 Forderungen für Verfahrenseffizienz und Entbürokratisierung“ vorgelegt und im Anschluss auch 
medial kommuniziert. Die Vorschläge dienten seither als roter Faden bei laufenden Aktivitäten der WKÖ 
rund um Verfahrens-Effizienz, Digitalisierung, EU-„Simplification“ (Omnibus) und neue Lösungsansätze in 
der Gewerbeordnung. 

Emissionshandel (EU-ETS) und Carbon Border Adjustment Mechanism 
(CBAM)

Zum CBAM und zum EU-ETS 1 wurde 2025 ein Schwerpunkt gebildet. In einem Webinar mit einem deut-
schen Beratungsunternehmen (carboneer) wurden die sich aus dem CBAM ergebenden grundsätzlichen 
betriebswirtschaftlichen Überlegungen dargelegt. 

In einer Grundsatzpositionierung wurden die wesentlichen Forderungen für die Reparatur des CBAM for-
muliert. Dies ergab die Notwendigkeit der Ergänzung des CBAM um eine Exportregelung und der Vertiefung 
durch Einbeziehung bestimmter downstream Produkte in den Geltungsbereich. Die Diskussion hat aber 
auch die enge Verknüpfung mit dem EU-ETS 1 gezeigt, für den daher auch einige Grundsatzforderungen, 
insbesondere hinsichtlich der freien Zuteilung von Emissionszertifikaten, in Vorbereitung für die anstehen-
de Revision der unionsrechtlichen Rechtsgrundlage erarbeitet wurden. Es wurde eine Industriedelegation 
mit Beteiligung namhafter österreichischer Unternehmen zu Ansprechpartnern in EU-Kommission und 
Parlament organisiert. 

Bei einem Termin mit dem EU-Klimakommissar Wopke Hoekstra konnten diese Anliegen angesprochen 
werden. Schließlich gab es im Zusammenhang mit der Einigung auf das EU-2040-Klimaziel ein klares 
Commitment von Mitgliedern der österreichischen Bundesregierung zur Verlängerung der freien Zuteilung 
von Emissionszertifikaten im EU-ETS 1. 

Darüber hinaus war 2025 gekennzeichnet durch die Durchsetzung massiver Vereinfachungen im „CBAM-
Omnibus“, wodurch etwa 90 % der ursprünglich betroffenen Unternehmen ab 2026 vom Geltungsbereich 
des CBAM ausgenommen werden konnten. Zuletzt ist aber die EU-Kommission selbst mit vielen Durchfüh-
rungsvorschriften derart in Verzug geraten, dass die im CBAM verbleibenden Unternehmen einer erheblichen 
Planungsunsicherheit ausgesetzt werden. 

RED konforme Biomasse 

Die auf der BSI-Homepage in Form eines Leitfadens und Factsheets für Wirtschaftsteilnehmer veröffent-
lichten Informationen zu den Nachhaltigkeitsnachweisen gemäß der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie 
(RED) wurden 2025 aktualisiert. 

ENERGIE & UMWELT
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In einer Reihe von Begutachtungen konnten die wesentlichen Erkenntnisse eingebracht werden und es 
zeichnet sich eine weitgehend gleichförmige und auf die Anforderungen des EU-Rechts reduzierte Um-
setzung ab. Im Bereich des Erdgases konnte die Befreiung von Biomethan von der CO2-Steuer (NEHG) 
erreicht werden. Im Verkehrsbereich wurden Vorbereitungen auf die dort noch ausstehende Umsetzung 
der aktualisierten RED mitgetragen. 

Industrielle Abwärmeeinspeisung

Die Integration von Abwärme aus Industriebetrieben im Sinn der EU-Erneuerbaren Richtlinie RED III bietet 
ein sehr großes Potenzial, den Primärenergieverbrauch und die Treibhausgasemissionen Österreichs zu 
senken und zugleich die Wärmeversorgung mit wettbewerbsfähigen Preisen nachhaltig zu gestalten. Um 
Synergien zwischen Fernwärmebetreibern und künftigen Abwärme-Einspeisern bestmöglich zu nutzen und 
künftige Projekte partnerschaftlich zu gestalten, hat die BSI wesentlich an einem „WKÖ-Positionspapier 
zur Nutzung der Einspeisung von Abwärme/-kälte in Netzen der Wärme-/Kälteversorgung“ mitgear-
beitet, das auch für die optimale Umsetzung der RED III-RL in Österreich dienen soll.

Wasserstoff- und Gasmarktpaket 

Die schon 2024 begonnen Arbeiten des zuständigen Ministeriums und von Interessensgruppen zur Um-
setzung des von der EU beschlossenen Wasserstoff- und Gasmarktpakets wurden 2025 fortgesetzt. Die 
BSI hat dazu weitere Stellungnahmen abgegeben und viele Termine wahrgenommen. 

Zusammen mit der Abteilung für Umwelt- und Energiepolitik wurden 2025 mehrere Expert:innengruppen 
(vorwiegend aus der Industrie) einberufen, um weitere WKÖ-Positionspapiere („Voraussetzungen für 
erfolgreichen Hochlauf und Betrieb von Wasserstoffspeichern in Österreich“ bzw. „Wesentliche 
Anforderung an eine nationale Wasserstoffimport- und -transitstrategie“) vorzubereiten.Themen wie 
das nationale Wasserstoffförderungsgesetz, die industriebezogenen, mitgliedstaatlichen H2-Ziele aus 
der Erneuerbaren-RL oder die „Alternative Fuel Infrastructure Regulation“ (AFIR) wurden weiterbearbeitet. 
Nach Beschlussfassung des Elektrizitätswirtschaftsgesetzes ist nun zu erwarten, dass das zuständige 
Ministerium die Arbeiten zum neuen Gaswirtschaftsrecht konkret in Angriff nehmen wird. 

Elektrizitätswirtschaftsrecht

Im Dezember wurde das lange diskutierte Elektrizitätswirtschaftsgesetz beschlossen. Dieses wurde im 
Sommer erneut begutachtet und enthält für die Industrie wichtige Themen, wie die Reparatur der Rechts-
grundlagen für Direktleitungen und die erstmalige gesetzliche Regelung von geschlossenen Verteilernetzen. 
Neben sehr vielen positiven Punkten sind konkrete und ausreichende Preissenkungen, um dem starken 
Wettbewerbsnachteil der österreichischen energieintensiven Industrie substanzielles entgegenhalten zu 
können, durch dieses Gesetz aber leider nicht absehbar. 

EU Industrieemissionsrichtlinie

Eine Überarbeitung der IED mit deutlichen Verschärfungen ist im August 2024 in Kraft getreten und sollte 
bis Juli 2026 in Österreich umgesetzt werden. Neben einem eigenen FAQ-Dokument hat die BSI auch Input 
zu einem zukünftigen FAQ-Dokument der Europäischen Kommission geliefert. Bei einem weiteren Termin 
der BSI-Arbeitsgruppe IED im Oktober 2025 wurden erste Erfahrungen mit Behörden, mögliche Ansätze 
für die nationale Umsetzung sowie der Input der BSI zum o.g. Umweltomnibus diskutiert. Einige der von 
uns geforderten Vereinfachung hinsichtlich Industrieemissionen finden sich dort wieder.

ENERGIE & UMWELT
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Wasserrecht

Die BSI begleitete die große EU-Wasserrechtsnovelle (Reform der Rahmen-RL, der Umweltqualitätsnorm-
RL und der Grundwasser-RL) drei Jahre lang und stand in regelmäßigem Positions-Austausch mit den 
zuständigen Ministerien. Der politische Kompromiss auf EU-Ebene vom September 2025 war für die In-
dustrie unzureichend: Unvereinbarkeiten mit anderen EU-Zielen rund um Nachhaltigkeit, Klimaschutz und 
Erneuerbare Energien machten daher eine Fortführung der interessenspolitischen Aktivitäten nötig, die auch 
die neue Wasserresilienz-Strategie der EU und ein geplantes Wasserentnahme-Register (nationale Ebene) 
einschlossen. Gespräche mit dem BMLUK zur Reform der Abwasseremissionsverordnungen aufgrund der 
neuen Industrieemissions-RL wurden 2025 ebenso fortgeführt wie jene zur Umsetzung der Kommunalen 
Abwasser-RL aufgrund der – aus industrieller Sicht bedenklichen – erweiterten Herstellerverantwortung 
für die Pharma- und Kosmetikbranche. Auch hier gab es 2025 noch keine abschließenden Ergebnisse.

Die BSI veranstaltete am 9. April 2025 zusammen mit dem BMLUK und dem Umweltbundesamt ein 
online-Seminar zu den Berichtsverpflichtungen des Emissionsregisters Oberflächengewässer für 290 
Teilnehmende. Eine lokale Veranstaltung zusammen mit der WK NÖ fand in Mödling statt. 

EU Ökodesignverordnung

Im April 2025 wurde der erste 5-jährige Arbeitsplan veröffentlicht, der sich auf vier Endprodukte (Textilien für 
Bekleidung, Reifen, Matratzen und Möbel) und zwei Zwischenprodukte (Aluminium und Stahl) konzentriert. 
Diese sollen jeweils eigene Regeln hinsichtlich Produktlebensdauer, Materialeffizienz und Auswirkungen 
auf verschiedene Umweltfaktoren wie Wasser und Klima erhalten. In seit Mitte 2024 insgesamt sechs 
Webinaren, gemeinsam mit der Abteilung für Umwelt- und Energiepolitik (UP) und FMTI, wurden verschie-
dene Fragestellungen rund um Ökodesign thematisiert, um die Unternehmen umfassend zu informieren. 
Am 18. November 2025 fand eine Delegationsreise der UP mit zwei Industrieunternehmen nach Brüssel 
statt, die von der BSI organisatorisch unterstützt wurde, und bei der Vereinfachungsvorschläge in diesem 
Bereich vorgestellt wurden.

EU Industrial Accelerator Act

Im Rahmen des Clean Industrial Deal hat die Europäische Kommission einen Rechtsakt zur Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren für energieintensive Industrien, zur Förderung kritischer Dekarbonisierungs-
Technologien, sowie zur Schaffung von Leitmärkten für grüne europäische Produkte angekündigt. Die BSI 
hat federführend an der WKÖ-Positionierung zu diesem neuen Vorschlag mitgewirkt, sowie deren Kernele-
mente in einem Meeting mit dem zuständigen Referatsleiter der Kommission geteilt. Einige wesentliche 
Aspekte wurden auch vom EU-Dachverband der europäischen Wirtschaftskammern, Eurochambres, 
übernommen. Der Verordnungsvorschlag wird voraussichtlich Ende Jänner 2026 erscheinen.

Studien der BSI: climAconsum II, Zukunftssichere Energieversorgung, Kohlen-
stoffmodell

Anfang 2025 veröffentlichte die BSI in Kooperation mit oecolution die Studie „climAconsum II“, die unter 
anderem einen Vergleich der Treibhausgas-Emissionen von heimischer Produktion und Importen ermöglicht. 
Die Analyse zeigt, dass Österreich in der Konsumbilanz zwar seit 2013 insgesamt weniger CO2 emittiert, 
zugleich aber verstärkt CO2-Emissionen in andere Länder ausgelagert hat (von 53 % 2013 auf 68 % 2023). 
Und dies, obwohl die Produktion vieler Güter in Österreich deutlich weniger CO2 verursacht, als die Pro-
duktion im Ausland. Die Ergebnisse der Studie dienen laufend der Argumentation, warum die Erhaltung der 
heimischen Produktionsstandorte auch aus Klimaschutz-Gründen ihre volle Daseinsberechtigung hat – und 
dass eine Ergänzung der nationalen THG-Bilanzierung durch eine konsumbasierte Bilanz dringend nötig ist.

ENERGIE & UMWELT
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Ende 2025 erschien der aktualisierte Bericht „Energieversorgung der österreichischen Industrie – Ver-
sorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit im Fokus“. Das mehrjährige Projekt bietet regelmäßig 
kompakte Informationen zur Struktur und zum Einsatz von Energie in der Industrie (BSI Dashboard) und 
durchleuchtet auch die Kosten. Die Ergebnisse werden Funktionär:innen, Fachorganisationen und Länder-
sparten für die interessenspolitische Arbeit zur Verfügung gestellt.

In der Abschlussphase befand sich zum Jahreswechsel 2025/26 die Arbeit „Erstellung eines Kohlen-
stoffmodells für Österreich“, die eine Erfassung und funktionale Verknüpfung sämtlicher industrieller 
Kohlenstoffflüsse bieten wird. Das entwickelte Modell zeigt, in welchen Branchen Kohlenstoff in Wert-
schöpfungsketten gelangt, wie er weiterverarbeitet wird und wo Nutzung, Umwandlung oder Verluste 
auftreten. Ein wesentliches Ziel der BSI-Initiative ist es, dringend nötige, wissenschaftlich anerkannte 
Datengrundlagen für politisch-regulatorische Entscheidungen mit bewährten Partnern zu generieren, 
denn: Die Dekarbonisierung/Defossilisierung erfordert zunehmend ein kluges, faktenbasiertes Carbon 
Management, das auch die Bereiche der Bioökonomie oder der mineralischen Rohstoffe mit einschließt.

Weitere betreute Themen im Bereich Energie & Umwelt (Auszug):

	X EU Net Zero Industry Act
	X EU Critical Raw Materials Act
	X REACH Revision
	X EU Umweltaussagen-Richtlinie
	X EU-Entwaldungsverordnung
	X EU-Wasserresilienzstrategie
	X EU-Bioökonomiestrategie
	X Gewerbeordnung
	X EU-Industrieemissionsportal-Verordnung (IEP-VO)
	X UVP-Gesetz
	X Messgeräte-RL
	X Mineralrohstoffgesetz
	X EU-Abfallrahmen-Richtlinie
	X EU-Verpackungsverordnung
	X EU-Abfallverbringungsverordnung
	X EU-Batterieverordnung
	X EU-Verordnung über Anforderungen an die kreislauforientierte Konstruktion von Fahrzeugen und über 

die Entsorgung von Altfahrzeugen
	X Elektro- und Elektronik-Altgeräte-Richtlinie
	X RoHS-Richtlinie
	X Altlastensanierungsgesetz
	X Verordnung über das Abfallende feuerfester Abfälle
	X Kompostverordnung
	X Deponieverordnung
	X Recyclinggips-Verordnung
	X Einwegkunststoff-Richtlinie Durchführungsrechtsakte
	X AWG-Novelle
	X EU-Emissionshandel – diverse Verordnungen zu Register, Überwachung etc.
	X Beihilfenrechtliche Grundlagen zum Stromkostenausgleich (ETS-Leitlinien) und zum Clean-Industrial-

Deal-State-Aid-Framework (CISAF)
	X Draft Terms & Conditions – Auktion der European Hydrogen Bank
	X Verordnungen zu biogenen Brennstoffen (NFBioV, BMEN-VO, NLAV) und zu Wasserstoff (WStV)
	X Verordnungen zur Förderung erneuerbarer Energie (Investitionsförderungen)
	X EU-Affordable Energy Action Plan und Bericht über Netzinfrastruktur
	X EU-Konsultation Heating and Cooling Strategy
	X E-Control: Verordnungen zu Netztarifen etc; Diskussionspapier zu Speichern und Hybridanlagen

ENERGIE & UMWELT
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OMNIBUS I: CSDDD UND CSRD 

Mag. Hagen Pleile
hagen.pleile@wko.at

Die Mitte Dezember 2025 erzielte politische Einigung zwischen dem Europäischen Parlament und den 
Mitgliedstaaten über das Omnibus-I-Vereinfachungspaket markiert einen entscheidenden Schritt zur 
Reduzierung administrativer Belastungen für Unternehmen in der EU. Im Mittelpunkt stehen Änderun-
gen an der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) und der Corporate Sustainability Due 
Diligence Directive (CSDDD).

Das Paket reduziert die Komplexität der bestehenden Vorschriften. Damit sollen Unternehmen weniger 
bürokratische Hürden überwinden müssen, ohne die grundlegenden Nachhaltigkeitsziele zu gefährden. 
Es umfasst die Streichung bestimmter Berichtspflichten für zahlreiche Unternehmen und mehr Flexibilität 
für Unternehmen, die weiterhin unter die verpflichtenden Anforderungen fallen. Die Harmonisierung der 
Haftungsregeln entfällt vorerst, während die Höchststrafe auf 3 Prozent des weltweiten Jahresumsatzes 
begrenzt wird. Die Einführung der neuen CSDDD-Vorschriften wird bis 2028 verschoben, mit vollständiger 
Anwendung ab 2029.

	X Anwendungsbereich CSRD: Unternehmen mit mehr als 450 Mio. Euro Nettojahresumsatz und mehr 
als 1.000 Mitarbeiter (Befreiung bestimmter Beteiligungsgesellschaften)

	X Anwendungsbereich CSDDD: Unternehmen mit mehr als 1,5 Mrd. Euro Nettojahresumsatz und 
mehr als 5.000 Mitarbeiter

	X Risikobasierte Prüfung der Sorgfaltspflichten unter Vorrang von direkten Geschäftspartnern
	X Zur Vermeidung von überbordenden Anfragen an kleinere Geschäftspartner hat sich die Risikoermittlung 

auf vernünftigerweise verfügbare Informationen zu stützen
	X Kein Klimatransformationsplan

Ein finaler Text des Beschlusses kann aufgrund der Übersetzungen – vorher gibt es auch keine englische 
Fassung – einige Wochen dauern. Spätestens im ersten Quartal 2026 werden die finalen Texte vorliegen.

Die Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) gibt einheitliche verpflichtende europäische 
Berichtsstandards (ESRS) vor. Nach dem Prinzip der Doppelten Wesentlichkeit („Double Materiali-
ty“) müssen betroffene Unternehmen einerseits nachhaltigkeitsbezogene Risiken und Chancen für ihre 
unternehmerische Tätigkeit aufzeigen, andererseits müssen die Auswirkungen des Unternehmens auf 
Menschen und Umwelt dargelegt werden. Eine weitere Neuerung liegt in der Prüfungspflicht für die Nach-
haltigkeitsberichterstattung. Zudem verbessert die CSRD die Zugänglichkeit der Informationen, denn die 
Veröffentlichung muss in einem digitalen, maschinenlesbaren Format erfolgen. Von der CSRD betroffene 
Unternehmen müssen die grünen Finanzkennzahlen der Taxonomie-Verordnung beachten.

Die nationale Umsetzung der CSRD erfolgt in Österreich durch das Nachhaltigkeitsberichtserstattungs-
gesetz. Ein Ministerialentwurf wurde im November 2025 veröffentlicht. Die Stellungnahmen zur nationalen 
Umsetzung sind von der BSI und der WKÖ zeitgerecht Ende Dezember 2025 erfolgt. Derzeit findet diese 
Materie den Weg in den parlamentarischen Prozess.
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Cybersicherheitsgesetzgebung NIS2 

Mit dem Netz- und Informationssicherheitsgesetz (NISG 2026) werden ab 1. Oktober 2026 für rund 
4.000 Unternehmen und Einrichtungen ab mittlerer Größe aus 18 festgelegten gesellschaftlich relevanten 
Sektoren verpflichtende Sicherheitsmaßnahmen und Meldepflichten bei Sicherheitsvorfällen gelten. Dabei 
ist auch die Sicherheit der Lieferkette zu gewährleisten, sodass in Folge auch Dienstleister und Lieferanten 
betroffener Einrichtungen vertraglich zu Risikomanagementmaßnahmen verpflichtet werden. Das Gesetz 
dient der Umsetzung der NIS-2-Richtlinie und wird neun Monate nach Kundmachung im Bundesgesetz-
blatt mit dem nächstfolgenden Monatsersten, somit am 1. Oktober 2026, in Kraft treten. Bis zu diesem 
Zeitpunkt gilt das NISG 2018. Betroffene Unternehmen sollten im eigenen Interesse die Umsetzung im 
Betrieb forcieren. Cybersicherheitsvorfälle zählen zu den größten Risiken für Unternehmen. Auch unab-
hängig von gesetzlichen Vorgaben wie NIS-2 oder der Datenschutzgrundverordnung empfehlen wir deshalb 
Unternehmen jeder Größe und Branche Cybersicherheit im Unternehmen ernst zu nehmen.

Folgende Fristen sind zu beachten:

	X Inkrafttreten NISG 2026 am 1. Oktober 2026:Zu diesem Zeitpunkt müssen Risikomanagement
maßnahmen umgesetzt sein, Meldepflichten gelten, Leitungsorgane müssen geschult sein. Das 
bisherige NISG 2018 tritt zeitgleich außer Kraft.

	X Registrierpflicht bis 31. Dezember 2026: Wesentliche und wichtige Einrichtungen haben drei Monate 
ab Inkrafttreten des NISG 2026 Zeit sich zu registrieren (Verordnung mit Details ist noch offen).

	X Übermittlung der Selbstdeklaration bis 30. September 2027: Wesentliche und wichtige Einrichtungen 
müssen innerhalb von 12 Monaten ab Inkrafttreten des NISG 2026 Zeit Informationen hinsichtlich 
umgesetzter Risikomanagementmaßnahmen an das Bundesamt für Cybersicherheit übermitteln.

Weitere Informationen:
Cybersicherheits-Richtlinie NIS 2 und NISG 2026 – WKO (https://www.wko.at/it-sicherheit/nis2-uebersicht)
wko.at Online-Ratgeber – Cybersicherheitsrichtlinie – NIS2 (https://ratgeber.wko.at/nis2/)

Staatssekretariat für Entbürokratisierung etabliert

Die langjährige Forderung der Wirtschaftskammer Österreich nach einer zentralen Monitoringstelle für 
Bürokratieabbau ist Realität geworden: Seit Frühjahr 2025 gibt es ein eigenes Staatssekretariat für Ent-
bürokratisierung und Deregulierung. Damit wurde eine zentrale ministerielle Zuständigkeit geschaffen, 
die sich unabhängig und systematisch mit dem Abbau überbordender Regulierungen und Verwaltungs-
aufwände beschäftigt. Dies ist ein bedeutender Schritt in Richtung effizienterer Rahmenbedingungen für 
Unternehmen. Seit Ende Oktober 2025 besteht die Möglichkeit, Ideen bei der neu eingerichteten Stelle für 
Entbürokratisierungs- und Deregulierungsanliegen (SEDA) auf der Website einzumelden. 

Reduktion der Bürokratielast für Unternehmen

Entsprechend den im Regierungsprogramm zur Entbürokratisierung vereinbarten Maß-
nahmen und den Ergebnissen der Regierungsklausur (2. und 3. September 2025) wurde 
das Thema Bürokratieabbau auf höchste politische Ebene gehoben. Am 3. Dezember 
2025 wurde ein umfassender Ministerratsvortrag mit Maßnahmen zum nachhaltigen 
Abbau von Bürokratie vorgelegt. Das Maßnahmenpaket wird derzeit auf politischer Ebene 
verhandelt und befindet sich in Koordinierung. Ziel aus Sicht der BSI soll die Umsetzung 
eines Entbürokratisierungspakets mit wirtschaftsrelevanten Maßnahmen sein. Die BSI 
stellt fest, dass die bisherigen Vorhaben nur ein Beginn zur Entlastung der Industrie sein 
können. Wir werden weiter Druck machen, um eine schnellere Umsetzung der Industrie-
forderungen zu erwirken. 
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Bürokratiebremse und Mittelstandspaket 

Mit dem im März 2025 im Ministerrat beschlossenen Mittelstandspaket hat sich die Bundesregierung 
klar zur Einführung einer Bürokratiebremse bekannt. Damit verbunden ist die Verpflichtung zur transpa-
renten Darstellung von Bürokratiekosten, was eine objektive Bewertung neuer gesetzlicher Maßnahmen 
ermöglicht. Besonders hervorzuheben sind folgende Maßnahmen, die bereits teilweise umgesetzt wurden:

	X Erhöhung der Basispauschalierung: Für 2025 wurde die Pauschalierungsgrenze bereits auf 320.000 
Euro (13,5 %) angehoben, ab 2026 folgt eine weitere Erhöhung auf 420.000 Euro (15 %). Dies bringt 
insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen spürbare Entlastung.

	X Wegfall der Normverbrauchsabgabe (NoVA) für leichte Nutzfahrzeuge ab 1. Juli 2025 – ein Impuls 
für betriebliche Mobilität. 

ARGE Palettenpool

Die Mitgliederbetreuung erfolgte, wie in den Jahren davon, individuell. Aber auch Anfragen von Nicht-
mitgliedern, wie etwa Spediteuren und Frächtern, wurden im Jahr 2025 direkt von der Geschäftsstelle 
beantwortet. Die Palettencharta wurde Anfang 2025 betreffend der Produzenten- und Reparateureliste 
aktualisiert. Diese Liste ist weiterhin eine wichtige Grundlage für Käufer von EUR-Tauschpaletten. Durch 
diese Liste soll der „Schwarzmarkt“ eingedämmt werden, da die in der Liste geführten Hersteller garantiert 
normgerechte EUR-Tauschpaletten erzeugen. 

Austrian Shippers´ Council (ASC)

Der Austrian Shippers´ Council ist ein Competence Center in der Bundesvereinigung Logistik Österreich 
(BVL) und Mitglied beim European Shippers´ Council (ESC) in Brüssel. Die Mitgliedfachverbände werden 
laufend über die Aktivitäten auf europäischer Ebene zu den vielfältigen Themen der verladenden Wirtschaft 
informiert und die Interessen der österreichischen Verladerschaft werden in den ESC eingebracht. 

Wie bewährt wurde auch 2025 die Chance eröffnet das Agendasetting des Kompetenznetzwerks der BVL 
Bundesvereinigung Logistik Österreich zu begleiten. Dadurch konnten Repräsentanten diverser Industrieun-
ternehmen und solche mit wissenschaftlicher Expertise schwerpunktmäßige Sichtweisen kommunizieren.

	X Serie Special: Innovativ – Die Neuen Zeiten einfach proaktiv meistern – Bundesvereinigung Logistik 
Österreich 
Markus Tomaschitz, Chief Human Resources Officer & Unternehmenssprecher von AVL; Andreas 
Hackl, Managing Director bei Next Generation Elements

	X Serie Special: KI – JETZT oder NIE? – Bundesvereinigung Logistik Österreich 
Alexandra Birkmaier, Senior Projektleiterin Logistikzentren und Netzwerkplanung; Martin Riester, 
Center Direktor nachhaltige Produktion und Logistik bei Fraunhofer Austria Research

Weitere betreute Themen im Bereich Recht & Infrastruktur (Auszug):

	X Inhaltliche und strukturelle Lenkung der Quality Austria GmbH (QA)
	X Mitwirkung im Produktsicherheitsbeirat und Umsetzung der ProdukthaftungsRL
	X Mauttarife
	X Bauprodukteverordnung
	X OIB-Richtlinie 7
	X Schutz von Herkunftsangaben von handwerklichen und industrielen Erzeugnissen
	X EU-Patentpaket 
	X Die EU-RL zur Stärkung der Verbraucher für den ökologischen Wandel (EmpCoRL bzw „Empowering“-RL)
	X Industriestrategie der Bundesregierung

RECHT & INFRASTRUKTUR



20 Tätigkeitsbericht 2025

FORSCHUNG & WIRTSCHAFTSPOLITIK 

FFG-BASISPROGRAMME: TREIBER FÜR INNOVATION 

Mag. Sandra Lengauer
sandra.lengauer@wko.at 

Die FFG-Basisprogramme sind ein unverzichtbarer Motor für Innovation und Wettbewerbsfähigkeit 
der österreichischen Industrie. Sie setzen starke Hebel für Forschung und Entwicklung, sichern Ar-
beitsplätze und steigern und sichern Umsätze – jeder Fördereuro löst im Schnitt zusätzliche 3,4 Euro 
an privaten Investitionen aus sowie steigert und sichert 19 Euro Umsatz. Klimarelevante Projekte und 
digitale Technologien gewinnen an Bedeutung und erfordern verlässliche und wachsende Budgets.

Forschung, Technologie und Innovation sind das Rückgrat der Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen 
Industrie. Gerade in einem Umfeld, das von hohen Energie- und Lohnkosten, globalem Wettbewerb und 
tiefgreifenden Transformationsprozessen geprägt ist, sind gezielte Impulse für Forschung und Entwicklung 
(F&E) entscheidend, um Wertschöpfung, Beschäftigung und Exporterfolge am Standort Österreich zu 
sichern. Die FFG-Basisprogramme nehmen dabei eine zentrale Rolle ein: Sie ermöglichen technologie- und 
themenoffene Förderung für Unternehmen aller Größen und Branchen – und wirken besonders stark in 
der Industrie.

Empirische Analyse: Basisprogramme im Fokus

Die von der KMU Forschung Austria – im Auftrag und mit finanzieller Unterstützung der Österreichischen 
Forschungsförderungsgesellschaft (FFG), der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) sowie der drei Bun-
dessparten Industrie, Gewerbe & Handwerk und Information & Consulting – durchgeführte Studie zur 
Bedeutung und Wirkung der FFG-Basisprogramme in der gewerblichen Wirtschaft liefert erstmals 
eine umfassende, empirisch fundierte Analyse der Wirkung der Basisprogramme in der gewerblichen 
Wirtschaft.  Die Ergebnisse sind nicht nur für die strategische Weiterentwicklung der Programme relevant, 
sondern haben auch unmittelbare Bedeutung für die Interessenvertretung der Industrie – insbesondere 
im politischen Diskurs um die Sicherung und den Ausbau der Förderbudgets. Die Studie basiert auf einer 
umfassenden Auswertung der FFG-Programmdaten (2015–2023) und einem Wirkungsmonitoring (Befra-
gung vier Jahre nach Projektende).

Im Zeitraum 2015 bis 2023 wurden jährlich rund 140 Industrieunternehmen mit ebenso vielen Projekten 
gefördert. Die Beteiligungsintensität der Industrie ist mit Abstand am höchsten: Pro Jahr stellen 43 von 
1.000 Industrieunternehmen einen Antrag, 35 werden gefördert – ein Vielfaches gegenüber anderen Sparten. 
Die geförderten Industrieunternehmen investieren im Schnitt über 300 Mio. Euro pro Jahr in ihre Projekte, 
die durch die Basisprogramme zugesagten Förderbarwerte belaufen sich auf 69 Mio. Euro. Beachtlich ist, 
dass die Projektkosten im Jahr 2023 um knapp zwei Drittel höher waren als 2015 (+61 %). Zeitgleich ist der 
Anteil der Förderbarwerte an den Projektkosten mit 23 % am niedrigsten – das heißt: Industrieunternehmen 
investieren besonders viel Eigenmittel in ihre Innovationsprojekte.

Finanzielle Hebelwirkung und Umsatzsteigerung

Jeder Fördereuro löst in der Industrie zusätzlich 3,4 Euro an privaten Investitionen aus und führt zu ins-
gesamt 4,4 Euro an F&E-Investitionen (inkl. Förderung). Die induzierten Investitionen in F&E-Infrastruktur 
aufgrund eines geförderten F&E-Projekts belaufen sich in der Sparte Industrie auf durchschnittlich 2,5 
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Politischer Hebel und Interessenvertretung 

Die Studie zur Wirkung der Basisprogramme ist weit mehr als ein wissenschaftliches Do-
kument – sie ist ein strategisches Instrument für die Interessenvertretung der Industrie. 
Sie liefert die empirische Basis, um die Notwendigkeit und Wirksamkeit der FFG-Basis-
programme im politischen Diskurs zu belegen. Auf Grundlage dieser Analyse konnten 
konkrete Erfolge erzielt werden: Die jüngsten Budgetaufstockungen durch BMIMI und 
BMWET sind ein direktes Resultat der fundierten Argumentation und der gemeinsamen 
Anstrengungen von FFG, WKÖ und der Bundessparte Industrie. Diese Aufstockungen 
senden ein starkes Signal an die Unternehmen: Die Programme sind verlässlich, wirksam 
und werden von der Politik als Schlüssel für Innovation und Standortentwicklung aner-
kannt. Gleichzeitig zeigt die Studie, dass der Finanzierungsbedarf weiter steigt – eine 
Verstetigung und Erhöhung der Budgets über die Inflation hinaus ist notwendig, um die 
Innovationskraft der Industrie langfristig zu sichern. 

Mio. Euro pro Projekt. Besonders bemerkenswert ist die Hebelwirkung auf den Umsatz: Jeder Fördereuro 
bewirkt im Mittel 19 Euro zusätzlichen oder gesicherten Umsatz – das ist der höchste Wert aller Sparten 
(Gewerbe & Handwerk: durchschnittlich 6,0 Euro; Information und Consulting: durchschnittlich 3,4 Euro). 
Die wirtschaftliche Verwertung von F&E-Projekten zieht Umsatzeffekte nach sich: 86 % der Industrieunter-
nehmen konnten aufgrund von in den Basisprogrammen geförderten F&E-Projekten zusätzlichen Umsatz 
generieren bzw. Umsatz sichern, in Höhe von durchschnittlich 4,48 Mio. Euro (Median) bzw. rund 38 Mio. 
Euro (arithmetisches Mittel) pro Projektbeteiligung. 

Die Beschäftigungswirkung ist ebenfalls beachtlich: 69 % der Industrieunternehmen schaffen oder sichern 
durch geförderte Projekte Arbeitsplätze. 55 % melden infolge geförderter Projekte Schutzrechte an – auch 
das ist ein Spitzenwert (vgl. gewerbliche Wirtschaft: 39 %). Die Exportorientierung der geförderten Indus-
trieunternehmen ist mit 94 % außergewöhnlich hoch, die durchschnittliche Exportquote liegt bei 71 %. 

Besonders dynamisch zeigt sich die Entwicklung bei klimarelevanten Projekten: 2023 waren 82 % der 
geförderten Industrieprojekte klimarelevant, 85 % des Förderbarwerts entfielen auf diese Projekte. The-

Die wichtigsten Aussagen zur Industrie auf einen Blick
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matisch dominieren in der Industrie die Bereiche Produktion und Fertigungstechnologien, Material- und 
Bautechnik sowie Energie und Umwelt. Die Integration digitaler Technologien, insbesondere Künstliche 
Intelligenz, gewinnt zunehmend an Bedeutung. Die Projekte sind nicht nur technologisch anspruchsvoll, 
sondern auch ressourcenintensiv.

Wer profitiert? Unternehmensstruktur und Branchen

Die Struktur der geförderten Unternehmen zeigt: Ein bedeutender Teil sind etablierte Großunternehmen 
(67 % ab 250 Beschäftigte, 70 % älter als 20 Jahre). Die FFG-Basisprogramme erreichen in der Industrie 
vor allem erfahrene, global aktive F&E-Player, u.a. aus der Elektro- und Elektronikindustrie, der Metalltech-
nische Industrie, der Chemischen Industrie, der Fahrzeugindustrie oder der Bergwerke und Stahlindustrie. 
Die meisten geförderten Industrieunternehmen sitzen in Oberösterreich, Steiermark und Kärnten. 

F&E-Projekte führen mehrheitlich zur Entwicklung eines neuen Produkts: 57 % haben ein neues Produkt 
entwickelt, 40 % ein neues Verfahren, 38 % ein verändertes Produkt, 32 % ein verändertes Verfahren. 24 % 
haben ein neues Design entwickelt. Die Förderungen der F&E-Projekte weisen eine hohe Additionalität auf: 
Ohne Förderung hätten 77 % der Unternehmen ihr F&E-Projekt in deutlich geringerem Umfang durchge-
führt, 8 % hätten es gar nicht durchgeführt. 13 % hätten es überwiegend implementiert und lediglich 2 % 
in unverändertem Ausmaß verwirklicht. 

Trend: Weniger Projekte, höhere Kosten

Eine äußerst bedenkliche Entwicklung der letzten Jahre: Die Beteiligung von Industrieunternehmen an 
den Basisprogrammen ist im Zeitraum 2015 bis 2023 kontinuierlich zurückgegangen, d. h. die Zahl der 
antragstellenden und geförderten Unternehmen sowie die Zahl der eingereichten und geförderten Projekte 
ist im Zeitverlauf gesunken. Die Projektkosten, d. h. die Kosten der Projekte, die durch die Basisprogramme 
gefördert wurden, sowie die Förderbarwerte (nicht rückzahlbare Zuschüsse / Zinsdifferenzbeträge) sind 
hingegen zwischen 2015 und 2023 beträchtlich gestiegen. Dies bedeutet, dass im Zeitverlauf zwar weni-
ger, jedoch immer größere Projekte von Industrieunternehmen in den Basisprogrammen gefördert wurden.

Exportpreise 2025

Der österreichische Exportpreis wurde 2025 bereits zum 31. Mal vergeben und zeichnet die Spitzenleis-
tungen heimischer Unternehmen auf internationalen Märkten aus. In der Kategorie „Industrie“ ging Gold 
an die Traktionssysteme Austria GmbH, die als weltweiter Marktführer elektrische Motoren, Generatoren 
und Getriebe für Schienenfahrzeuge und Elektrobusse entwickelt und fertigt. Silber erhielt die Gföllner 
Fahrzeugbau und Containertechnik GmbH, ein traditionsreiches Unternehmen mit mehr als 125 Jahren 
Erfahrung, das maßgeschneiderte Lösungen für Spezialcontainer und Fahrzeugaufbauten bietet. Bronze 
gewann die ASTA Elektrodraht GmbH, die seit 1814 hocheffiziente Kupferkomponenten für die Energie-
wirtschaft und Automobilindustrie produziert und heute als Technologieführer auf fossile Energieträger 
verzichtet. Diese drei Unternehmen stehen exemplarisch für die Innovationskraft und internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der österreichischen Industrie.

Weitere betreute Themen im Bereich Forschung & Wirtschaftspolitik (Auszug):

	X Begutachtung von Gesetzen und Richtlinien-Wartungserlässen im Bereich Forschung, Technologie, 
Innovation, Digitalisierung oder Statistik 

	X Stellungnahmen zu europäischen Themen (inkl. EU-Notifikationsverfahren) sowie handels- und 
wirtschaftspolitischen Themen

	X Erstellung von regelmäßigen Berichten zur Industriekonjunktur auf Basis der Sonderauswertung der 
Konjunkturstatistik im Produzierenden Bereich nach der Kammersystematik (siehe auch Österreichs 
Industrie Kennzahlen 2025 sowie Berichte zur Industriekonjunktur im Periodikum „industrie aktuell“)

	X Aufbereitung von industrierelevanten Statistiken
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PUBLIKATIONEN DER BUNDESSPARTE INDUSTRIE

Periodikum „industrie aktuell“ 

Mit Unterstützung der Agentur Feuereifer Media Relations GmbH erschie-
nen im Jahr 2025 vier Ausgaben des Periodikums „industrie aktuell“. Das 
gemeinsam mit dem Industriewissenschaftlichen Institut und der Industri-
ellenvereinigung veröffentlichte Quartalsmagazin bot einen umfassenden 
Blick auf die zentralen Fragen und Entwicklungen, die die heimische Indus-
trie bewegen. Die Themen reichten von globalen Umbrüchen und Chancen 
im Bereich militärischer Güter bis zu den Risiken hoher Energiekosten für 
Produktion, Arbeitsplätze und Investitionen. Darüber hinaus rückte das 
Quartalsperiodikum die großen Linien der europäischen Wirtschaftspolitik 
in den Fokus – insbesondere den Freihandel als zentrales Element – und 
zeigte neue Chancen auf entfernten Märkten auf. Eine neu geschaffene 
Beitragsreihe, in Kooperation mit der Außenwirtschaft Austria, konkretisiert 

diese Chancen, indem sie die Vielfalt der Märkte – von Nord-, West-, Zentral- und Südeuropa über Südost-
europa bis hin zu Afrika und Lateinamerika – zeigt, auf denen österreichische Unternehmen aktiv sind. 
Analysen zu Ertragskraft, Kostenstruktur und Wettbewerbsfähigkeit rundeten das Bild einer Industrie im 
Wandel ab – zwischen Stabilität und Umbruch, Risiken und Chancen. Ein besonderer Schwerpunkt lag 
auf Forschung und Entwicklung, die als entscheidender Motor für Wachstum, Wirkung und Wettbewerbs-
fähigkeit gelten.

Möchten Sie das Magazin „industrie aktuell“ als Print- oder PDF-Version erhalten? Eine kurze E-Mail an 
bsi@wko.at genügt, um in den Verteiler aufgenommen zu werden und stets am Puls der Zeit zu bleiben. 
Interessierte Leser können unter dem Link Publikationen der Sparte Industrie – WKO (https://www.wko.
at/oe/industrie/publikationen) in diesen und weiteren Publikationen der Sparte Industrie der WKO stöbern. 

Industrie-Statistikheft „Österreichs Industriekennzahlen 
2025“

Die Broschüre „Österreichs Industriekennzahlen 2025“ bietet wie gewohnt einen 
umfassenden Überblick: Sie spannt den Bogen von Wirtschaft und Handel über 
Investitionen und Umweltschutz bis hin zu Forschung und Energie. Neben den 
zentralen Kennzahlen der heimischen Industrie finden sich darin auch detaillierte 
Auswertungen, die auf Ebene der Fachverbände oder Bundesländer herunterge-
brochen werden können. Ziel der Publikation ist es, Entscheidungsträger:innen 
sowie allen an der österreichischen Industrie Interessierten einen kompakten 
Zugang zu den wichtigsten industrierelevanten Kennzahlen und Statistiken 
zu ermöglichen. Die Broschüre steht sowohl online (wko.at/oe/industrie/bsi-
kennzahlen-2025.pdf) als auch kostenlos in gedruckter Form zur Verfügung – ein 
kurzes E-Mail an bsi@wko.at genügt, um ein Exemplar zu erhalten.

Newsletter „Die Industrie aus erster Hand“ – Ihr direkter Draht zur österreichi-
schen Industrie

Im Jahr 2025 wurden sieben Ausgaben des elektronischen Newsletters an die Mitgliedsfirmen der Sparte 
Industrie und zahlreiche Interessierte versendet. Jede Ausgabe beginnt mit einem Kommentar von Spar-
tenobmann Mag. Sigi Menz, der aktuelle politische Entwicklungen aus Sicht der Industrie einordnet. Darüber 
hinaus bietet der Newsletter fundierte Fachartikel zu relevanten Themen wie Standortpolitik, Exportstrate-
gien, Innovation, Energiefragen und den Herausforderungen der globalen Märkte. Die Beiträge spiegeln die 
Vielfalt und Dynamik der österreichischen Industrie wider und liefern Hintergrundinformationen, Analysen 
sowie praxisnahe Einblicke. Der Newsletter richtet sich an alle, die industrielle Themen aus erster Quelle 
verfolgen und sich ein objektives Bild der aktuellen Lage verschaffen wollen. Den aktuellen Newsletter fin-
den Sie unter Topthemen der Sparte Industrie – WKO (https://www.wko.at/oe/industrie/aktuelle-themen). 
Wenn Sie Interesse haben, können Sie sich unkompliziert für den Verteiler anmelden: https://www.wko.
at/oe/industrie/publikationen#heading_Newsletter. So bleiben Sie stets informiert.

ÖSTERREICHS
INDUSTRIE
KENNZAHLEN

Industrieforum
Freihandel – ein zentrales Element der europäischen Wirtschaftspolitik

Industriepolitik
Neue Chancen auf entfernten Märkten

Industriekonjunktur aktuell
Ertragskraft, Kostenstruktur und Wettbewerbsfähigkeit im Wandel

4
2025industrie aktuell
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FAKTEN ZUR ÖSTERREICHISCHEN INDUSTRIE

	X Die Industrie ist der maßgebliche Bereich der gewerblichen Wirtschaft Österreichs1

	 Die Industrie ist bei den Leistungskennzahlen führend: 37 % des Produktionswerts und 22 % der 
Wertschöpfung entfallen auf Industrieunternehmen. Auch bei den Bruttoinvestitionen ist die Industrie 
mit 27 % Spitzenreiter. Bemerkenswert ist, dass nur 1 % der Unternehmen diese enorme Leistungskraft 
erbringen – ein Resultat von Unternehmensstrukturen und Größenverhältnissen. Die Industrie setzt 
sich jedoch nicht ausschließlich aus Großunternehmen zusammen.

	X Industrie: KMUs und Großunternehmen vereinen ihre Kräfte 

	 87 % der Industrieunternehmen sind KMU mit bis zu 250 Beschäftigten, während die restlichen 
13 % Großunternehmen sind – etwa 450 Unternehmen. Diese Großunternehmen erwirtschaften 
über drei Viertel der industriellen Wertschöpfung, tätigen 77 % der Investitionen und verantworten 
90 % der Umweltschutzausgaben. Ihr Beitrag ist entscheidend für den Wohlstand. Der Erfolg der 
Industrie beruht auf dem Zusammenspiel von KMU und Großunternehmen. Gemeinsam erzielen sie 
einen Produktionswert von über 220 Mrd. Euro, eine Wertschöpfung von mehr als 50 Mrd. Euro und 
Investitionen von rund 12 Mrd. Euro.

	X Wo die Industrie regional stark aufgestellt ist

	 Ein Blick auf die regionale Verteilung zeigt: Oberösterreich, Niederösterreich und die Steiermark führen 
bei industrieller Wertschöpfung und Investitionen. In diesen drei Bundesländern werden zusammen 
32 Mrd. Euro von insgesamt über 50 Mrd. Euro Bruttowertschöpfung erzielt. Rund 7 Mrd. Euro der 
gesamten Industrieinvestitionen fließen in diese Regionen.

	 Neben diesen absoluten Zahlen bietet die Statistik eine weitere Perspektive: Die relative Bedeutung der 
Industrie in den Bundesländern. Betrachtet man, wo die Industrie überdurchschnittlich stark vertreten 
ist, treten neben Oberösterreich und der Steiermark vor allem Kärnten und Vorarlberg hervor. In Kärnten 
stammen 36 % der Bruttowertschöpfung der gewerblichen Wirtschaft aus der Industrie, in Vorarlberg 
sind es 29 %. Dieses Bild bestätigt sich auch bei den Investitionen: Jeder zweite investierte Euro der 
gewerblichen Wirtschaft Kärntens kommt aus der Industrie, in Vorarlberg sind es rund vier von zehn 
Euro.

	X Industrieunternehmen investieren kräftig in den Umweltschutz

	 Die heimischen Industrieunternehmen geben insgesamt 1,8 Mrd. Euro für Umweltschutzmaßnahmen 
aus. Davon entfallen 63 % auf laufende Umweltschutzausgaben, während 37 % in Investitionen 
fließen – entweder in End-of-Pipe-Lösungen oder in integrierte Technologien. Die laufenden 
Umweltschutzausgaben stiegen im Vergleich der Jahre 2022 zu 2023 um 14 % auf 1,1 Mrd. Euro. 
Investitionen in Emissionsschutz und End-of-pipe-Einrichtungen wuchsen um 31 % auf 0,4 Mrd. Euro. 
Investitionen in integrierte, saubere Technologien stiegen um 68 % auf 0,3 Mrd. Euro. Bemerkenswert: 
Rund 90 % der insgesamt 1,8 Mrd. Euro an Umweltschutzausgaben und -investitionen kommen aus 
industriellen Großunternehmen.

	X Die Industrie ist stark exportorientiert

	 Aufgrund des kleinen Inlandsmarkts sind österreichische Industrieunternehmen stark exportorientiert: 
Im Schnitt werden 66 % des Umsatzes im Ausland erzielt. Besonders hohe Exportquoten finden 
sich in der Papier-, Fahrzeug-, Elektro- und Elektronikindustrie sowie in der Textil-, Bekleidungs-, 
Leder- und Schuhindustrie. Die Metalltechnische Industrie, Elektro- und Elektronikindustrie, Gas- 
und Wärmeversorgungsunternehmen, Fahrzeugindustrie und Chemische Industrie gehören zu den 
Fachverbänden mit den höchsten Auslandsumsätzen.

1	 Quellen: Statistik Austria, Sonderauswertungen der Leistungs- und Strukturerhebung (Referenzjahr: 2023) bzw. Konjunkturerhebung 
(R.: 2024) bzw. F&E-Vollerhebung (R.: 2023) in der Kammersystematik
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DIE BEDEUTUNG DER INDUSTRIE IN 
DER GEWERBLICHEN WIRTSCHAFT

	X Wo Fortschritt entsteht, wird Zukunft gesichert – Österreichs Industrie

	 Die Industrie ist das Zugpferd der gewerblichen Forschung in Österreich: 62 % der gesamten F&E-
Ausgaben stammen aus den heimischen Industrieunternehmen. Von den rund 10 Mrd. Euro, die die 
sieben Sparten der gewerblichen Wirtschaft in Forschung und Entwicklung investierten, entfielen allein 
6,2 Mrd. Euro auf 716 industrielle F&E-Einheiten. Auch beim Personal liegt die Industrie klar vorne: 57 % 
der F&E-Beschäftigten arbeiten in der Sparte Industrie. Die Zahl der Vollzeitäquivalente (VZÄ) erhöhte 
sich auf knapp 35.000. Mit ihrer Expertise sorgen sie für den nötigen Forschungsoutput – keine andere 
Sparte verzeichnete einen vergleichbaren Zuwachs an Ausgaben und Personal.

	 Den Löwenanteil der industriellen F&E stemmen vier Fachverbände: die Metalltechnische Industrie, 
die Elektro- und Elektronikindustrie, die Fahrzeugindustrie sowie die Chemische Industrie. Gemeinsam 
verantworten sie 91 % der gesamten F&E-Ausgaben der Industrie. Die Industrie ist der größte 
Arbeitgeber im Bereich Forschung und Entwicklung innerhalb der gewerblichen Wirtschaft: Mehr als 
jeder zweite F&E-Beschäftigte arbeitet in einer industriellen F&E-Einheit – über 32.000 davon allein 
in den vier forschungsstärksten Fachverbänden. Die industrielle Forschung setzt auf Expertise: 55 % 
der F&E-Beschäftigten sind Wissenschaftler:innen oder Ingenieur:innen, weitere 37 % zählen zum 
höher qualifizierten nichtwissenschaftlichen Personal – darunter Maturant:innen, Techniker:innen und 
Laborant:innen. In der Elektro- und Elektronikindustrie liegt der Anteil an wissenschaftlichem Personal 
sogar bei 67 %, während die Fahrzeugindustrie mit 59 % besonders viele hochqualifizierte Fachkräfte 
nichtwissenschaftlich beschäftigt.

	 Rund drei Viertel ihrer Ausgaben für Forschung und Entwicklung stemmen die Industrieunternehmen 
aus eigenen Mitteln. 64 % entfielen auf Eigenmittel – inklusive FFG-Darlehen –, weitere 10 % auf 
die Forschungsprämie und etwa 1 % auf Beiträge inländischer (verbundener) Unternehmen. Der 
öffentliche Sektor spielt mit mehr als 2 % bei der Finanzierung eine eher untergeordnete Rolle (z.B. FFG-
Zuschüsse), ebenso wie die EU. Weder der gemeinnützige private Sektor noch der Hochschulbereich 
tragen nennenswert zur Finanzierung industrieller F&E bei. Allerdings spielt das Ausland als 
Finanzierungsquelle für die Industrie eine bedeutende Rolle: Rund 22 % der F&E-Ausgaben wurden von 
ausländischen (verbundenen) Unternehmen finanziert. Diese internationale Vernetzung ist besonders 
für die vier forschungsstärksten Fachverbände der Industrie von zentraler Bedeutung.
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KV-ABSCHLÜSSE 2025

FV ARBEITER ANGESTELLTE

gültig ab IST KV Sonstiges gültig ab IST KV Sonstiges

Gablonzer Industrie 01.01.2025 3,7
(0,2 % + Ø VPI

11/23 – 10/24) 

2-Jahres-Abschluss 2024 01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, innerbetr. Zulagen: 
+ 2,2 %, Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

Ledererzeugende 
Industrie

01.01.2025 Aufrechterhaltung 
der Überzahlung

2,5
(gerundet auf den 

nächsten Cent)

2-Jahres-Abschluss 2025; LE: + 2,5 % 
(gerundet auf den nächsten EUR) 

01.01.2025 Aufrechterhaltung der 
Überzahlung

2,5
(gerundet auf den 

nächsten EUR) 

2-Jahres-Abschluss 2025; LE: + 2,5 % (gerundet auf den 
nächsten EUR) 

01.01.2026 Aufrechterhaltung 
der Überzahlung

0,4
+ Ø VPI 2025

(gerundet auf den 
nächsten Cent)

LE: 0,4 % + Ø VPI 2025 
(gerundet auf den nächsten EUR) 

01.01.2026 Aufrechterhaltung der 
Überzahlung

0,4
+ Ø VPI 2025

(gerundet auf den 
nächsten EUR) 

LE: 0,4 % + Ø VPI 2025 (gerundet auf den nächsten EUR) 

Mineralölindustrie 01.02.2025 zw. 3,4 und 3,3
= Ø 3,39

zw. 3,4 und 3,3
= Ø 3,39

LE: + 3,5 %; Trennungskostenent., Zulagen : + 2,9 %; 
keine Erhöhung der Reisekosten- und Aufwandsent.

01.02.2025 zw. 3,4 und 3,3
= Ø 3,39

zw. 3,4 und 3,3 = Ø 3,39 LE: + 3,5 %; Trennungskostenent., Zulagen : + 2,9 %; 
keine Erhöhung der Reisekosten- und Aufwandsent.

PROPAK – Fachverband 
der industriellen Her-
steller von Produkten 
aus Papier und Karton in 
Österreich

01.03.2025 2,9 2,9 LE: 1. LJ: + 3,9 %, 2. u. 3. LJ: + 3,4 %, 4. LJ: + 2,9 %; 
Nachtschichtzuschlag: + 3,9 %, andere Zulagen: 
+ 2,9 %, Reiseaufwandsentschädigungen: + 2,9 %

01.03.2025 2,9 2,9 LE: 1. LJ: + 3,9 %, 2. u. 3. LJ: + 3,4 %, 4. LJ: + 2,9 %; 
Nachtschichtzuschlag: + 3,9 %, andere Zulagen: + 2,9 %, 
Reiseaufwandsentschädigungen: + 2,9 %

Textilindustrie 01.04.2025 3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 

– 02/25)

3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 – 

02/25)

2-Jahres-Abschluss 2024; LE und Reiseauf-
wandsent.: + 3,05 % (+ 0,3 % + Ø VPI 03/24 – 02/25); 
Mindestlohn: EUR 2.000

01.04.2025 3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 – 

02/25)

3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 – 

02/25)

2-Jahres-Abschluss 2024; LE und Reiseaufwandsent.: + 3,05 % 
(+ 0,3 % + Ø VPI 03/24 – 02/25); Mindestgehalt: EUR 2.000

Bauindustrie 01.05.2025 Parallelverschieb. 
bleibt aufrecht

2,7 2-Jahres-Abschluss 2025; LE: 2,7 %; 
Berechnungsbasis: VPI 03/24 – 12/24 = 2,66 %

01.05.2025 Parallelverschieb. 
bleibt aufrecht

2,7
fallend auf

2,4 

LE: 2,7 %

01.05.2026 Parallelverschieb. 
bleibt aufrecht

Erhöhung
Ø VPI 2025

LE: Erhöhung Ø VPI 2025

Stein- und keramische 
Industrie

01.05.2025 2,75 2,75 2-Jahres Abschluss 2025; LE und Zulagen: + 2,75 % 01.11.2025 3,0
(max. EUR 108)

= Ø 1,96 

VwGr I – III u. M I: 
Grundstufe 3,0, (BS-Werte 
1,5); übrige VwGr u. MG: 

Fixbetrag EUR 108

LE: + 3,0 %; Keine Erhöhung der Aufwands- und 
Trennungskostenentschädigungen und Messegelder

01.05.2026 Ø VPI 03/25 – 
02/26

Ø VPI 03/25 – 02/26 LE: Ø VPI 03/25 – 02/26

Holzindustrie 01.05.2025 2,75
(max. EUR 90)

2,8
(max. EUR 90)

Gesamtauswirkung Arb. + Ang. zusammen: Ø 2,4 %;
LE: + 2,8 %

01.05.2025 2,75
(max. EUR 90) 

2,8
(max. EUR 90)

Gesamtauswirkung Arb. + Ang. zusammen: Ø 2,4 %;
LE: + 2,8 %

01.05.2026 Ø VPI 03/25 – 
02/26

Ø VPI 03/25 – 02/26 LE: Ø VPI 03/25 – 02/26 01.05.2026 Ø VPI 03/25 – 02/26 Ø VPI 03/25 – 02/26 LE: Ø VPI 03/25 – 02/26

Chemische Industrie 01.05.2025 2,65
mind. EUR 80
max. EUR 113

= Ø 2,02

2,65 LE + 2,65 %; Schicht- und Nachtarbeitszulagen: 
+ 2,65 %; Reiseaufwandsent. und Messegelder 
(niedrigster Satz): + 2,0 %

01.05.2025 2,65
mind. EUR 80

max. EUR 113; VwGr V, 
Va und VI einheitliche 

Erhöhung EUR 60
= Ø 2,02

VwGr I bis III sowie MI 
2,65 %, VwGr IV und 

IVa sowie MII und MIII 
EUR 113. VwGr V bis VI 

EUR 60.

LE + 2,65 %; Schicht- und Nachtarbeitszulagen: + 2,65 %; Reise-
aufwandsent. und Messegelder (niedrigster Satz): + 2,0 % 

Papierindustrie 01.05.2025 2,65
max. EUR 110

= Ø 2,37
Optionsrecht bei 

niedriger oder 
neg. EBIT-Marge 

(„Rezessionsklau-
sel“) 

a) 2,45 %, max. 
EUR 70 (neg. 

EBIT) 
b) 2,45 %, max. 
EUR 95 (EBIT-
Marge zw. Null 
u. 0,75 %); Ge-

samtauswirkung 
Ø 2,12

2,65 Schichtzulagen bleiben unverändert; innerbetriebli-
che Zulagen: + 2,65 %; sonstige Zulagen: + 2,45 %; 
Reiseaufwandsent.: + 2,45 %; LE: + 2,65 %; 
Pappenindustrie: IST + 2,45 %, max. EUR 70, 
KV + 2,45 %, LE + 2,45 %

01.05.2025 2,65
max. EUR 110

= Ø 2,37 
Optionsrecht bei 

niedriger oder neg. 
EBIT-Marge 

(„Rezessionsklausel“) 
a) 2,45 %, max. EUR 70 

(neg. EBIT) 
b) 2,45 %, max. EUR 95 

(EBIT-Marge zw. Null 
u. 0,75 %); Gesamtaus-

wirkung Ø 2,12

2,65 Schichtzulagen bleiben unverändert; innerbetriebliche Zulagen: 
+ 2,65 %; sonstige Zulagen: + 2,45 %;
Reiseaufwandsent.: + 2,45 %; LE: + 2,65 %; 
Pappenindustrie: IST + 2,45 %, max. EUR 70, KV + 2,45 %, 
LE + 2,45 %
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KV-ABSCHLÜSSE 2025

FV ARBEITER ANGESTELLTE

gültig ab IST KV Sonstiges gültig ab IST KV Sonstiges

Gablonzer Industrie 01.01.2025 3,7
(0,2 % + Ø VPI

11/23 – 10/24) 

2-Jahres-Abschluss 2024 01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, innerbetr. Zulagen: 
+ 2,2 %, Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

Ledererzeugende 
Industrie

01.01.2025 Aufrechterhaltung 
der Überzahlung

2,5
(gerundet auf den 

nächsten Cent)

2-Jahres-Abschluss 2025; LE: + 2,5 % 
(gerundet auf den nächsten EUR) 

01.01.2025 Aufrechterhaltung der 
Überzahlung

2,5
(gerundet auf den 

nächsten EUR) 

2-Jahres-Abschluss 2025; LE: + 2,5 % (gerundet auf den 
nächsten EUR) 

01.01.2026 Aufrechterhaltung 
der Überzahlung

0,4
+ Ø VPI 2025

(gerundet auf den 
nächsten Cent)

LE: 0,4 % + Ø VPI 2025 
(gerundet auf den nächsten EUR) 

01.01.2026 Aufrechterhaltung der 
Überzahlung

0,4
+ Ø VPI 2025

(gerundet auf den 
nächsten EUR) 

LE: 0,4 % + Ø VPI 2025 (gerundet auf den nächsten EUR) 

Mineralölindustrie 01.02.2025 zw. 3,4 und 3,3
= Ø 3,39

zw. 3,4 und 3,3
= Ø 3,39

LE: + 3,5 %; Trennungskostenent., Zulagen : + 2,9 %; 
keine Erhöhung der Reisekosten- und Aufwandsent.

01.02.2025 zw. 3,4 und 3,3
= Ø 3,39

zw. 3,4 und 3,3 = Ø 3,39 LE: + 3,5 %; Trennungskostenent., Zulagen : + 2,9 %; 
keine Erhöhung der Reisekosten- und Aufwandsent.

PROPAK – Fachverband 
der industriellen Her-
steller von Produkten 
aus Papier und Karton in 
Österreich

01.03.2025 2,9 2,9 LE: 1. LJ: + 3,9 %, 2. u. 3. LJ: + 3,4 %, 4. LJ: + 2,9 %; 
Nachtschichtzuschlag: + 3,9 %, andere Zulagen: 
+ 2,9 %, Reiseaufwandsentschädigungen: + 2,9 %

01.03.2025 2,9 2,9 LE: 1. LJ: + 3,9 %, 2. u. 3. LJ: + 3,4 %, 4. LJ: + 2,9 %; 
Nachtschichtzuschlag: + 3,9 %, andere Zulagen: + 2,9 %, 
Reiseaufwandsentschädigungen: + 2,9 %

Textilindustrie 01.04.2025 3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 

– 02/25)

3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 – 

02/25)

2-Jahres-Abschluss 2024; LE und Reiseauf-
wandsent.: + 3,05 % (+ 0,3 % + Ø VPI 03/24 – 02/25); 
Mindestlohn: EUR 2.000

01.04.2025 3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 – 

02/25)

3,05
(0,3 + Ø VPI 03/24 – 

02/25)

2-Jahres-Abschluss 2024; LE und Reiseaufwandsent.: + 3,05 % 
(+ 0,3 % + Ø VPI 03/24 – 02/25); Mindestgehalt: EUR 2.000

Bauindustrie 01.05.2025 Parallelverschieb. 
bleibt aufrecht

2,7 2-Jahres-Abschluss 2025; LE: 2,7 %; 
Berechnungsbasis: VPI 03/24 – 12/24 = 2,66 %

01.05.2025 Parallelverschieb. 
bleibt aufrecht

2,7
fallend auf

2,4 

LE: 2,7 %

01.05.2026 Parallelverschieb. 
bleibt aufrecht

Erhöhung
Ø VPI 2025

LE: Erhöhung Ø VPI 2025

Stein- und keramische 
Industrie

01.05.2025 2,75 2,75 2-Jahres Abschluss 2025; LE und Zulagen: + 2,75 % 01.11.2025 3,0
(max. EUR 108)

= Ø 1,96 

VwGr I – III u. M I: 
Grundstufe 3,0, (BS-Werte 
1,5); übrige VwGr u. MG: 

Fixbetrag EUR 108

LE: + 3,0 %; Keine Erhöhung der Aufwands- und 
Trennungskostenentschädigungen und Messegelder

01.05.2026 Ø VPI 03/25 – 
02/26

Ø VPI 03/25 – 02/26 LE: Ø VPI 03/25 – 02/26

Holzindustrie 01.05.2025 2,75
(max. EUR 90)

2,8
(max. EUR 90)

Gesamtauswirkung Arb. + Ang. zusammen: Ø 2,4 %;
LE: + 2,8 %

01.05.2025 2,75
(max. EUR 90) 

2,8
(max. EUR 90)

Gesamtauswirkung Arb. + Ang. zusammen: Ø 2,4 %;
LE: + 2,8 %

01.05.2026 Ø VPI 03/25 – 
02/26

Ø VPI 03/25 – 02/26 LE: Ø VPI 03/25 – 02/26 01.05.2026 Ø VPI 03/25 – 02/26 Ø VPI 03/25 – 02/26 LE: Ø VPI 03/25 – 02/26

Chemische Industrie 01.05.2025 2,65
mind. EUR 80
max. EUR 113

= Ø 2,02

2,65 LE + 2,65 %; Schicht- und Nachtarbeitszulagen: 
+ 2,65 %; Reiseaufwandsent. und Messegelder 
(niedrigster Satz): + 2,0 %

01.05.2025 2,65
mind. EUR 80

max. EUR 113; VwGr V, 
Va und VI einheitliche 

Erhöhung EUR 60
= Ø 2,02

VwGr I bis III sowie MI 
2,65 %, VwGr IV und 

IVa sowie MII und MIII 
EUR 113. VwGr V bis VI 

EUR 60.

LE + 2,65 %; Schicht- und Nachtarbeitszulagen: + 2,65 %; Reise-
aufwandsent. und Messegelder (niedrigster Satz): + 2,0 % 

Papierindustrie 01.05.2025 2,65
max. EUR 110

= Ø 2,37
Optionsrecht bei 

niedriger oder 
neg. EBIT-Marge 

(„Rezessionsklau-
sel“) 

a) 2,45 %, max. 
EUR 70 (neg. 

EBIT) 
b) 2,45 %, max. 
EUR 95 (EBIT-
Marge zw. Null 
u. 0,75 %); Ge-

samtauswirkung 
Ø 2,12

2,65 Schichtzulagen bleiben unverändert; innerbetriebli-
che Zulagen: + 2,65 %; sonstige Zulagen: + 2,45 %; 
Reiseaufwandsent.: + 2,45 %; LE: + 2,65 %; 
Pappenindustrie: IST + 2,45 %, max. EUR 70, 
KV + 2,45 %, LE + 2,45 %

01.05.2025 2,65
max. EUR 110

= Ø 2,37 
Optionsrecht bei 

niedriger oder neg. 
EBIT-Marge 

(„Rezessionsklausel“) 
a) 2,45 %, max. EUR 70 

(neg. EBIT) 
b) 2,45 %, max. EUR 95 

(EBIT-Marge zw. Null 
u. 0,75 %); Gesamtaus-

wirkung Ø 2,12

2,65 Schichtzulagen bleiben unverändert; innerbetriebliche Zulagen: 
+ 2,65 %; sonstige Zulagen: + 2,45 %;
Reiseaufwandsent.: + 2,45 %; LE: + 2,65 %; 
Pappenindustrie: IST + 2,45 %, max. EUR 70, KV + 2,45 %, 
LE + 2,45 %
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KV-ABSCHLÜSSE 2025 

FV ARBEITER ANGESTELLTE

gültig ab IST KV Sonstiges gültig ab IST KV Sonstiges

Elektro- und Elektronik-
industrie

01.05.2025 2,75
max. EUR 115

= Ø 2,15
Rezessionsklausel*

3,0 Verteilungsoption, Einmalzahlungsoption, Freizeit
option; Lehrlingseinkommen, Praktikanten: + 3,0 %; 
Reiseaufwandsent.: + 3,0 %, Zulagen: + 3,0 %

01.05.2025 2,75
max. EUR 115

= Ø 2,15
Rezessionsklausel*

3,0 Verteilungsoption, Einmalzahlungsoption, Freizeitoption;
Lehrlingseinkommen, Praktikanten: + 3,0 %; 
Reiseaufwandsent.: + 3,0 %, Zulagen: + 3,0 %

Lederverarb. Indust-
rie (Lederwaren- und 
Kofferind.) 

01.06.2025 Aufrechterhaltung 
der Überzahlung

(gerundet auf den 
nächsten vollen 

EUR)

2,6
(LG III und IV um 

3,1 % – Erreichung 
EUR 2.000)

(gerundet auf den 
nächsten vollen EUR)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR), 
Zulagen: + 2,6 %

01.06.2025 2,6
max. EUR 110

(gerundet auf den 
nächsten vollen EUR)

= Ø 1,98 %

2,6
(Stufen 1-5 der VwGr I und 
II um 3,1 % – Erreichung 

EUR 2.000)
(gerundet auf den nächs-

ten vollen EUR)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR),
Zulagen: + 2,6 %

Schuhindustrie 01.06.2025 2,6
max. EUR 115

(gerundet auf den 
nächsten Cent)

= Ø 2,6 %

2,6
(gerundet auf den 

nächsten Cent)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR),
Zulagen: + 2,6

01.06.2025 2,6
max. EUR 115

(gerundet auf den 
nächsten vollen EUR)

= Ø 2,02 %

2,6
(gerundet auf den nächs-

ten vollen EUR)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR),
Zulagen: + 2,6

Glashüttenindustrie 01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, 
innerbetr. Zulagen: + 2,2 %, 
Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, innerbetr. 
Zulagen: + 2,2 %, Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

Glasbe- und verarbeiten-
de Industrie

01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, 
innerbetr. Zulagen: + 2,2 %, 
Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, innerbetr. Zulagen: 
+ 2,2 %, Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

Bekleidungsindustrie 
und industrielle Wäsche-
reien

01.07.2025 2,6
max. EUR 120

(ind. Wäschereien: 
2,6 

max. EUR 115)

2,8 LE: + 2,8 (Rundung auf den nächsten vollen 
Euro); allf. Zulagen, Zuschläge und Prämien sind 
um 2,8 % zu erhöhen. Fortführung der AG zur 
Erarbeitung eines Stufenplanes zur Erreichung des 
Mindestlohnes von EUR 2.000 mit dem Ziel, diesen 
bis 31.12.2026 umzusetzen.

01.07.2025 2,6
max. EUR 120

(ind. Wäschereien: 2,6 
max. EUR 115)

2,8 LE: + 2,8 (Rundung auf den nächsten vollen Euro); allf. 
Zulagen, Zuschläge und Prämien sind um 2,8 % zu erhöhen. 
Fortführung der AG zur Erarbeitung eines Stufenplanes zur 
Erreichung des Mindestgehalts von EUR 2.000 mit dem Ziel, 
diesen bis 31.12.2026 umzusetzen.

Betten-, Knopf-, und 
Bekleidungsverschluss-
industrie

01.10.2025 2,82
(Ø VPI 09/24 – 

08/25)

2,92
(0,1 + Ø VPI 09/24 – 

08/25) 

2-Jahres-Abschluss 2024

Brauindustrie 01.10.2025 2,55 2,55 LE: + 2,55 %, Zulagen und Zuschläge: + 2,55 %;
Haustrunk + 2,55 %.

01.10.2025 2,55 2,55 LE: + 2,55 %, Zulagen und Zuschläge: + 2,55 %;
Haustrunk + 2,55 %.

Fachverbände des 
industriellen Eisen-/Me-
tall-Sektors (Bergwerke 
und Stahlindustrie, 
Fahrzeugindustrie, Gas- 
und Wärmeversorgungs-
unternehmungen, BG 
Gießereiindustrie, Me-
talltechnische Industrie, 
NE-Metallindustrie)

01.11.2025 1,41 2,0 2-Jahres-Abschluss 2025; Wer am 31.10.2025 
beschäftigt war und dies am 30.11.2025 sowie am 
30.6.2026 noch ist, erhält jeweils eine Einmalprä-
mie in Höhe von 500 Euro mit der Dezemberab-
rechnung 2025 bzw. der Juliabrechnung 2026 zur 
Sicherung der persönlichen Kaufkraft. Die Kauf-
kraftprämie kann für jeweils 250 Euro in einen 
freien Tag gewandelt werden. Für Lehrlinge sowie 
Teilzeitbeschäftigte gelten für die Einmalzahlung 
eigene Regelungen.
LE, kollektivvertragliche Zulagen + 2 %;
Reisediäten bleiben auf bestehendem Niveau.

01.11.2025 1,41 2,0 2-Jahres-Abschluss 2025; Wer am 31.10.2025 beschäftigt 
war und dies am 30.11.2025 sowie am 30.6.2026 noch ist, 
erhält jeweils eine Einmalprämie in Höhe von 500 Euro mit 
der Dezemberabrechnung 2025 bzw. der Juliabrechnung 
2026 zur Sicherung der persönlichen Kaufkraft. Die Kauf-
kraftprämie kann für jeweils 250 Euro in einen freien Tag 
gewandelt werden. Für Lehrlinge sowie Teilzeitbeschäftigte 
gelten für die Einmalzahlung eigene Regelungen.
LE, kollektivvertragliche Zulagen + 2 %;
Reisediäten bleiben auf bestehendem Niveau.

01.11.2026 1,9 2,1 LE, kollektivvertragliche Zulagen, 
Reisediäten + 2,1 %.

01.11.2026 1,9 2,1 LE, kollektivvertragliche Zulagen, Reisediäten + 2,1 %.

* Für stark betroffene Unternehmen wurde eine Rezessionsklausel vereinbart, die es ermöglicht, eine nachhaltige Belastung für die Unternehmen 
langfristig auf 50 % der IST-Erhöhung zu reduzieren. Auf betrieblicher Ebene besteht die Möglichkeit, die restlichen 50 % in Form einer für drei 
Jahre wirkenden Einmalzahlung oder in Freizeit abzugelten.
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KV-ABSCHLÜSSE 2025

FV ARBEITER ANGESTELLTE

gültig ab IST KV Sonstiges gültig ab IST KV Sonstiges

Elektro- und Elektronik-
industrie

01.05.2025 2,75
max. EUR 115

= Ø 2,15
Rezessionsklausel*

3,0 Verteilungsoption, Einmalzahlungsoption, Freizeit
option; Lehrlingseinkommen, Praktikanten: + 3,0 %; 
Reiseaufwandsent.: + 3,0 %, Zulagen: + 3,0 %

01.05.2025 2,75
max. EUR 115

= Ø 2,15
Rezessionsklausel*

3,0 Verteilungsoption, Einmalzahlungsoption, Freizeitoption;
Lehrlingseinkommen, Praktikanten: + 3,0 %; 
Reiseaufwandsent.: + 3,0 %, Zulagen: + 3,0 %

Lederverarb. Indust-
rie (Lederwaren- und 
Kofferind.) 

01.06.2025 Aufrechterhaltung 
der Überzahlung

(gerundet auf den 
nächsten vollen 

EUR)

2,6
(LG III und IV um 

3,1 % – Erreichung 
EUR 2.000)

(gerundet auf den 
nächsten vollen EUR)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR), 
Zulagen: + 2,6 %

01.06.2025 2,6
max. EUR 110

(gerundet auf den 
nächsten vollen EUR)

= Ø 1,98 %

2,6
(Stufen 1-5 der VwGr I und 
II um 3,1 % – Erreichung 

EUR 2.000)
(gerundet auf den nächs-

ten vollen EUR)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR),
Zulagen: + 2,6 %

Schuhindustrie 01.06.2025 2,6
max. EUR 115

(gerundet auf den 
nächsten Cent)

= Ø 2,6 %

2,6
(gerundet auf den 

nächsten Cent)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR),
Zulagen: + 2,6

01.06.2025 2,6
max. EUR 115

(gerundet auf den 
nächsten vollen EUR)

= Ø 2,02 %

2,6
(gerundet auf den nächs-

ten vollen EUR)

LE: + 2,6 % 
(gerundet auf den nächsten vollen EUR),
Zulagen: + 2,6

Glashüttenindustrie 01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, 
innerbetr. Zulagen: + 2,2 %, 
Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, innerbetr. 
Zulagen: + 2,2 %, Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

Glasbe- und verarbeiten-
de Industrie

01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, 
innerbetr. Zulagen: + 2,2 %, 
Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

01.06.2025 2,2
max. EUR 100

= Ø 2,0

2,65 LE: + 2,65 %, kollektivv. Zulagen: + 2,2 %, innerbetr. Zulagen: 
+ 2,2 %, Aufwandsentschädigungen: + 2,2 %

Bekleidungsindustrie 
und industrielle Wäsche-
reien

01.07.2025 2,6
max. EUR 120

(ind. Wäschereien: 
2,6 

max. EUR 115)

2,8 LE: + 2,8 (Rundung auf den nächsten vollen 
Euro); allf. Zulagen, Zuschläge und Prämien sind 
um 2,8 % zu erhöhen. Fortführung der AG zur 
Erarbeitung eines Stufenplanes zur Erreichung des 
Mindestlohnes von EUR 2.000 mit dem Ziel, diesen 
bis 31.12.2026 umzusetzen.

01.07.2025 2,6
max. EUR 120

(ind. Wäschereien: 2,6 
max. EUR 115)

2,8 LE: + 2,8 (Rundung auf den nächsten vollen Euro); allf. 
Zulagen, Zuschläge und Prämien sind um 2,8 % zu erhöhen. 
Fortführung der AG zur Erarbeitung eines Stufenplanes zur 
Erreichung des Mindestgehalts von EUR 2.000 mit dem Ziel, 
diesen bis 31.12.2026 umzusetzen.

Betten-, Knopf-, und 
Bekleidungsverschluss-
industrie

01.10.2025 2,82
(Ø VPI 09/24 – 

08/25)

2,92
(0,1 + Ø VPI 09/24 – 

08/25) 

2-Jahres-Abschluss 2024

Brauindustrie 01.10.2025 2,55 2,55 LE: + 2,55 %, Zulagen und Zuschläge: + 2,55 %;
Haustrunk + 2,55 %.

01.10.2025 2,55 2,55 LE: + 2,55 %, Zulagen und Zuschläge: + 2,55 %;
Haustrunk + 2,55 %.

Fachverbände des 
industriellen Eisen-/Me-
tall-Sektors (Bergwerke 
und Stahlindustrie, 
Fahrzeugindustrie, Gas- 
und Wärmeversorgungs-
unternehmungen, BG 
Gießereiindustrie, Me-
talltechnische Industrie, 
NE-Metallindustrie)

01.11.2025 1,41 2,0 2-Jahres-Abschluss 2025; Wer am 31.10.2025 
beschäftigt war und dies am 30.11.2025 sowie am 
30.6.2026 noch ist, erhält jeweils eine Einmalprä-
mie in Höhe von 500 Euro mit der Dezemberab-
rechnung 2025 bzw. der Juliabrechnung 2026 zur 
Sicherung der persönlichen Kaufkraft. Die Kauf-
kraftprämie kann für jeweils 250 Euro in einen 
freien Tag gewandelt werden. Für Lehrlinge sowie 
Teilzeitbeschäftigte gelten für die Einmalzahlung 
eigene Regelungen.
LE, kollektivvertragliche Zulagen + 2 %;
Reisediäten bleiben auf bestehendem Niveau.

01.11.2025 1,41 2,0 2-Jahres-Abschluss 2025; Wer am 31.10.2025 beschäftigt 
war und dies am 30.11.2025 sowie am 30.6.2026 noch ist, 
erhält jeweils eine Einmalprämie in Höhe von 500 Euro mit 
der Dezemberabrechnung 2025 bzw. der Juliabrechnung 
2026 zur Sicherung der persönlichen Kaufkraft. Die Kauf-
kraftprämie kann für jeweils 250 Euro in einen freien Tag 
gewandelt werden. Für Lehrlinge sowie Teilzeitbeschäftigte 
gelten für die Einmalzahlung eigene Regelungen.
LE, kollektivvertragliche Zulagen + 2 %;
Reisediäten bleiben auf bestehendem Niveau.

01.11.2026 1,9 2,1 LE, kollektivvertragliche Zulagen, 
Reisediäten + 2,1 %.

01.11.2026 1,9 2,1 LE, kollektivvertragliche Zulagen, Reisediäten + 2,1 %.
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DIE FACHVERBÄNDE DER 
BUNDESSPARTE INDUSTRIE

Fachverband der Bauindustrie
https://www.bau.or.at

Fachverband Bergwerke und Stahl
http://www.bergbaustahl.at

Fachverband der chemischen Industrie
http://www.fcio.at

Fachverband der Elektro- und
Elektronikindustrie
https://www.feei.at

Fachverband der Fahrzeugindustrie
https://www.fahrzeugindustrie.at

Fachverband der Gas- und
Wärmeversorgungsunternehmungen
https://www.gaswaerme.at

Fachverband der Glasindustrie
https://www.fvglas.at

Fachverband der Holzindustrie
https://www.holzindustrie.at

Fachverband Metalltechnische Industrie (FMTI)
https://www.metalltechnischeindustrie.at

Fachverband Energierohstoff- und 
Kraftstoffindustrie 
(bis 31.12.2025: Fachverband der 
Mineralölindustrie)
https://www.energy-fuels.at

Fachverband der Nahrungs- und
Genussmittelindustrie (Lebensmittelindustrie)
https://www.dielebensmittel.at

Fachverband der NE-Metallindustrie
http://www.nemetall.at

Fachverband der Papierindustrie
https://austropapier.at

Fachverband der industriellen Hersteller von
Produkten aus Papier und Karton – PROPAK
https://www.propak.at

Fachverband der Stein- und keramischen
Industrie
https://www.baustoffindustrie.at

Fachverband der Textil-, Bekleidungs-,
Schuh- und Lederindustrie
https://www.tbsl.at

DIE INDUSTRIESPARTEN IN DEN BUNDESLÄNDERN

Wirtschaftskammer Burgenland
https://wko.at/bgld/industrie/start

Wirtschaftskammer Kärnten
https://wko.at/ktn/industrie/start

Wirtschaftskammer Niederösterreich
https://wko.at/noe/industrie/start

Wirtschaftskammer Oberösterreich
https://wko.at/ooe/industrie/start

Wirtschaftskammer Salzburg
https://wko.at/sbg/industrie/start

Wirtschaftskammer Steiermark
https://wko.at/stmk/industrie/start

Wirtschaftskammer Tirol
https://wko.at/tirol/industrie/start

Wirtschaftskammer Vorarlberg
https://www.wko.at/vlbg/industrie/start

Wirtschaftskammer Wien
https://wko.at/wien/industrie/start



 
Recht & Infrastruktur

Mag. Hagen Pleile
hagen.pleile@wko.at

 
Forschung & Wirtschaft

Mag. Sandra Lengauer
sandra.lengauer@wko.at

 
Energie & Umwelt

Mag. Wolfgang Brenner
wolfgang.brenner@wko.at

Mag. Richard Guhsl
richard.guhsl@wko.at

Mag. Gerfried Habenicht
gerfried.habenicht@wko.at

Clemens Rosenmayr MSc, 
MSc, BSc

clemens.rosenmayr@wko.at

 
Arbeit & Soziales

Mag. Thomas Stegmüller
thomas.stegmueller@wko.at

Mag. Johannes Fraiss
johannes.fraiss@wko.at

Mag. Elisabeth Schmied
elisabeth.schmied@wko.at

Mag. Harald Stelzer
harald.stelzer@wko.at

Mag. Ulrike Wiesner
ulrike.wiesner@wko.at

OBMANN
Mag. Sigi Menz 

Geschäftsführer
Mag. Andreas Mörk 

ORGANIGRAMM DER 
BUNDESSPARTE INDUSTRIE

Bundessparte Industrie

Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien
Telefon: 05 90 900 DW 3417
Telefax: 05 90 900 DW 113417
Internet: https://www.wko.at/oe/industrie 
E-Mail: bsi@wko.at



Impressum
Medieninhaber/Herausgeber:
Wirtschaftskammer Österreich, Bundessparte Industrie
Wiedner Hauptstraße 63, 1045 Wien, wko.at/oe/industrie
Redaktion: Mag. Andreas Mörk
Layout: CMS Vesely GmbH
Druck: Jork Printmanagement GmbH
Februar 2026


